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Zur Volenbund-Beſchwerde 


In den erſten Junitagen hat fih der „Bund der Polen in Deutſchland“ beſchwerde⸗ 
führend an den Reichsminifter des Innern mit einer Eingabe gewandt, die in fumma: 
riſcher Zuſammenfaſſung eine Reihe angeblicher Beeinträchtigungen der polniſchen Volks⸗ 
gruppe im Deutſchen Reich enthält. Junächſt ſei der Gehalt der Eingabe dem Leſer 
in großen Zügen zur Kenntnis gebracht. Sie ſtellt einleitend feſt: „Seit der Erklärung 
der Deutſchen Reichsregierung über die Behandlung der polniſchen Volksgruppe im 
Deutſchen Reich, anläßlich des Empfanges von Vertretern dieſer Volksgruppe durch den 
Führer und Reichskanzler Adolf Hitler am 5. November 1937, hat ſich die Lage der 
polniſchen Volksgruppe im Deutſchen Reich nicht gebeſſert. Der status quo ante iſt 
nicht nur geblieben, die Lage der polniſchen Volksgruppe hat ſich im Gegenteil weſentlich 
verſchlechtert.“ In der Folge erkennt die Eingabe zwar an, daß in Marienwerder ein 
zweites polniſches Gymnaſium eröffnet worden ſei. Aber weder zum Bau eines Lyzeums 
in Ratibor noch einer polniſchen Volksſchule in Groß⸗Dammer fei die baupolizeiliche 
Genehmigung erteilt worden. Auch ſtehe noch die Genehmigung zur Wiedereröffnung von 
drei Schulen im Kreiſe Bütow aus. Weiter fei das polniſche Schulweſen angeblich 
dadurch beeinträchtigt, daß Erziehungsberechtigte, die ihre Kinder in die polniſche Schule 
ſchicken, mit wenigen Ausnahmen keine Kinderbeihilfen, keine Betreuung durch das WHW. 
oder im ſonſtigen Unterſtützungs⸗ und Arbeitsweſen erhielten. Die Umſchulung fei durch 
Verwaltungsmaßnahmen kompliziert worden, und ſchließlich bedeute die Schließung des 
polniſchen Leherausbildungskurſes in Beuthen für die polniſchen Schulen inſofern eine 
befondere Gefahr, als der Heranziehung ſtaatspolniſcher Lehrer deviſenrechtliche Schwierig⸗ 
keiten im Wege ſtünden. Beklagt wird weiter, daß Minderheitsangehörige auf der 
Univerfität oder Hochſchule, an der immatrikuliert zu werden ſchon mancherorts ſchwierig 
ſei, Studentenausweiſe in der nämlichen Farbe wie die Juden erhielten. Auf den letzten 
Punkt fei hier ſchon eingegangen. Es ift ein zufälliges Zuſammentreffen, daß polniſche 
Volksangehörige und Juden, beide als Nichtmitglieder des „Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Studentenbundes“ die gleiche Ausweisfarbe haben. Eine ſolche Gleichſtellung 
war jedenfalls nicht beabſichtigt, und man ſollte dieſen keineswegs erfreulichen Zuſtand 
ſchnellſtens beſeitigen. 

Im wirtſchaftlichen Bereich foll die Volksgruppe nach Angabe der Denkſchrift vor 
allem in ihrem Genoſſenſchaftsweſen von deutſcher Seite, Partei, Beamte und natürlich 
auch BDO. boykottiert werden. Auch feien die Genoſſenſchaften in dem Handel mit 
einigen Waren, ſo auch mit Getreide, ſehr beſchränkt worden. Des weiteren wendet ſich 
die Denkſchrift gegen die Arbeitsdienſtpflicht, gegen die Einordnung in den Reichsnährſtand 
und andere berufsſtändiſche Organiſationen und gegen die Unterſtellung des polniſchen 
Bauerntums unter das Reichserbhofrecht. 

Schließlich entnehmen wir der Eingabe folgende Sätze: „Es ſind Fälle vorgekommen, 
daß polniſche Volkszugehörige wegen ihres offenen Bekenntniſſes zum polniſchen Volks⸗ 
tum beleidigt, überfallen, mißhandelt worden ſind; in einzelnen Fällen war die perſönliche 
Sicherheit des polniſchen Volkszugehörigen derart gefährdet, daß er bei Nacht und Nebel 
Haus und Hof verlaſſen und anderweitig Schutz und Unterkunft ſuchen mußte. Auch in 
wirtſchaftlicher Beziehung wird das offene Bekenntnis zum Polentum in häufigen Fällen 
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zum Anlaß von Beeinträchtigungen genommen. Angehörige der polniſchen Volksgruppe, 
die einen Geſchäftsbetrieb haben, ſind vielfach Gegenſtand des 551 indem f 
Angehöriger von nationalen Verbänden und durch lokale Beamte und ſonſtige Ortsſtellen 
die Bevölkerung gegen ſie aufgehetzt und dazu aufgefordert worden iſt, nicht bei den 
Polen ihre Einkäufe zu machen.“ 

Das mag genügen, um einen Einblick in den Inhalt der Eingabe zu geben. Und nun 
zum Echo, das die Eingabe in der polniſchen Preſſe gefunden 921 dus ibm ergibt fich, 
daß der Schrift der Volksgruppe allein aus der politiſchen Geſamtſituation heraus zu 
bewerten iſt. Allein das Organ der polniſchen Regierung, die „Gazeta Polſka“, begnügte 
ſich damit, den Inhalt der Eingabe wiederzugeben und ſich im übrigen auf eine an ſich 
verſtändliche Anteilnahme an dem Wohlergehen der Auslandevolksgruppe zu beſchränken. 
Die Oppoſitionspreſſe hingegen, und nicht nur ſie allein, ſah in der Eingabe die ſchon 
lange erwartete billige Gelegenheit zu einer Entlaſtungsaktion für die eigene, keineswegs 
mit den Grundſätzen der Erklärung vom 5. November in Einklang ſtehende Minderheiten⸗ 
politik. Ihr war es ſchon lange höchſt unangenehm, daß das Deutſchtum in Polen beinahe 
täglich nicht durch irgendwelche allgemein gehaltene Behauptungen, ſondern durch Tat⸗ 
ſachen die Zwieſpältigkeit der polniſchen inderheitenpolitik anprangern mußte. 

Das aber müßte eine ſchlechte Zeitung ſein, die aus einer derartigen Entlaſtungs⸗ 
aktion nicht zugleich Nutzen für die künftige Zeit zu ziehen verſteht. Und richtig, es wird 
auch der polniſchen Regierung Zaghaftigkeit vorgeworfen und die Behauptung aufgeftellt, 
daß angeſichts der „verzweifelten Lage“ der Polen im Reich dieſen allein dadurch geholfen 
werden könne, daß gegen das Deutſchtum in Polen mit gleicher Schärfe vorgegangen 
werde. Hierin liegt die eigentliche Bedeutung der Eingabe. Nur am Rande ſei noch 
vermerkt, daß eine polniſche Zeitung, der „Goniec Warszawſki“, glaubte, Erpreſſungen 
mit Weltpolitik verbinden zu können, wenn er ſchrieb: „Jeder unparteüſche Engländer, 
Amerikaner oder Italiener, der die Denkſchrift des Polenbundes in Deutſchland durch⸗ 
lieft, muß fih unwillkürlich fragen, wie Berlin fidh erkühnen kann, an eine territoriale 
Autonomie für die Sudetendeutſchen in der Tſchechoſlowakei zu denken, wenn es ſelbſt die 
polniſche Minderheit im Reiche knebelt.“ Nur Torheit oder politiſche Verblendung kann 
wei ſo verſchiedene Dinge wie Sudetendeutſchtum und Polentum im Reich in einem 
ltemzuge nennen. 

Das Deutſchtum in Polen hat alsbald erkannt, welche ungeheure Gefahr ihm aus der 
propagandiſtiſchen Ausnutzung der Eingabe des Polenbundes in Polen erwachſen kann. 
In der Annahme jedoch, daß gerade gegenwärtig die polniſche Oeffentlichkeit beſonders 
feinfühlig für die Notwendigkeiten eines wirklichen Minderheitenſchutzes und einer ehrlichen 
Minderheitenpolitik iſt, hat es die Gelegenheit wahrgenommen, durch Gegenüberſtellung 
und Vergleich ſeiner eigenen Beſchwerniſſe mit den Behauptungen der Eingabe der 
polniſchen Oeffentlichkeit zu zeigen, wie wenig ſeine Lage den in der Erklärung der 
polniſchen Regierung vom 5. November 1937 bekanntgegebenen Grundſätzen über die 
Behandlung der Minderheiten entſpricht. 

Wenn im folgenden auf dieſe Gegenüberſtellung bei der Beſprechung der einzelnen 
Beſchwerdepunkte der Eingabe des Polenbundes zurückgegriffen wird, ſo geſchieht es nicht, 
um die polniſchen Beſchwerden zu entkräften. Die deutſche Minderheitenpolitik bedarf 
nicht einer ſolchen Hilfeſtellung, die letztlich doch nur zum Ziel haben könnte, etwaiges 
Unrecht durch Hervorkehrung größeren Unrechtes auf der anderen Seite zu bagateli- 
ſieren. Sie iſt aber ſehr wohl dazu angetan, die Legende von der glücklichen Lage der 
Deutſchen in Polen und dem „Elend“ der Polen in Deutſchland gründlich zu zerſtören. 

Bei der Durchſicht der polniſchen Eingabe fällt zunächſt auf, daß die Polen ſolche 
Beſchränkungen als beſondere Beſchwernis der Polen hinſtellen, die jedem Deutſchen aus 
Gründen des Gemeinwohls auferlegt ſind, und daß die Polen fernerhin durch eine ins 
Abſurde geführte Gegenüberſtellung von Volk und Staat ſich Pflichten zu entziehen ſuchen, 
die, mögen ſie auch im Sinne der deutſchen Weltanſchauung geſtaltet ſein, doch zugleich 
ſtaatsbürgerliche ſind. 

In die erſte Gruppe gehören die Beſchwerden über Schwierigkeiten bei der Auswahl 
der Hochſchule für Studierende, die Klage über Handelsbeſchränkungen mit gewiſſen 
Waren und über die Lenkung des Arbeitseinſatzes, durch die Arbeitskräfte aus arbeit 
armen Gebieten in arbeitsreiche Gebiete gebracht werden. Wie verhält es ſich denn mf 
den Schwierigkeiten bei der Wahl der Hochſchule? Einige deutſche, erfahrungsgemäß 
beſonders überlaufene Univerfitäten haben, um den ordnungsgemäßen Lehrbetrieb ſeher⸗ 
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zuftellen, eine Höchſtzahl der Studierenden feſtgeſetzt erhalten. Sft diefe Höchſtzahl erreicht, 
muß jede weitere Immatrikulation abgelehnt werden. Das Schickſal, zurückgewieſen 
zu werden, kann alle, die zu ſpät kommen, treffen und nicht nur die Polen allein. 

In die andere Beſchwerdegruppe gehören die Ablehnung des Arbeitsdienſtes, der Ein⸗ 
gliederung in die berufsſtändiſchen Organisationen und der Unterftellung unter das Reichs: 
erbhofrecht. Die Polen geben ſelbſt zu, daß ſie von der Zugehörigkeit zu ausſchließlich 
volkstumsmäßigen Organiſationen befreit ſind. Es muß hier die Frage aufgeworfen 
werden, ob überhaupt der rein volkstumsmäßige Charakter der DAF. gerechtfertigt ift. 
Alle anderen Einrichtungen haben einen über das Volkstumsmäßige hinausgehenden Sinn. 
So ift es Zweck des ſtändiſchen Aufbaus, die in einem beſtimmten Arbeitsgebiet tätigen 
Menſchen zuſammenzufaſſen, um ihre Arbeit dem ganzen Volke nutzbar zu machen. Die 
Stände ſollen ferner für einen gerechten Ausgleich zwiſchen den einzelnen Standes⸗ 
angehörigen und auch zwiſchen den Ständen ſorgen. Die Arbeit der Stände dient alſo in 
erſter Linie der Leiſtungsgemeinſchaft aller deutſchen Staatsangehörigen, und mit dieſer 
Gemeinſchaft ſind auch die Volksfremden auf Gedeih und Verderb verbunden. Der 
Arbeitsdienſt aber iſt wie in Polen eine Einrichtung des Staates, deren Leiſtung allen 
zugute kommt. Im Gegenſatz zu unſeren Polen hat das Deutſchtum in Polen das 
anerkannt und ſchickt ſeine Söhne willig in den polniſchen Arbeitsdienſt. 

Eines beſonderen Eingehens bedarf die Beſchwerde über das Reichserbhofrecht. Die 
Wahrung deutſcher Erbſitte liegt im Intereſſe der Wirtſchaft des Reiches an ſich. Denn 
an die Wirtſchaft wird gegenwärtig die Forderung geſtellt, durch ein Höchſtmaß von 
Leiſtung die Verſorgung des deutſchen Volkes aus eigenen Rohſtoffen und aus dem eigenen 
Boden ſicherzuſtellen. Eine Landwirtſchaft, die überſchuldet und ſo Objekt der Spekulation 
(auch der durch Volksbanken) werden kann, die durch Teilung zu einer immer weniger 
intenſiven Wirtſchaft gezwungen wird, kann ſolche Aufgaben nicht erfüllen. Die vor⸗ 
nehmlich in Oſtpolen beheimatete polniſche Erbſitte aber, die in ſtändiger Realteilung 
des Bodens beſteht, führt zu ſolchen Ergebniſſen, wie man fie am beſten in Galizien 
ſtudieren kann. Daher iſt die Unterſtellung des polniſchen Bauerntums unter das Erb⸗ 
hofrecht eine Notwendigkeit, von der das Polentum nicht nur wegen der Wahrung des 
Beſitzes in polniſcher Hand, ſondern auch als Glied der deukſchen Volkswirtſchaft 
ſeinen Nutzen hat. Der Kampf um eine polniſche Erbſitte erweiſt ſich aber vollends als 
eine politiſche Demagogie, wenn man ſieht, daß in Polen ſelbſt mit den Schäden dieſer 
Erbſitte aufgeräumt wird. Durch Kommaſſation wird dort die unwirtſchaftliche Streu⸗ 
lage kleinſter Beſitzſtücke beſeitigt. Die Agrarreform ſoll der Schaffung lebensfähiger 
Bauernſtellen und der Bereitſtellung zuſätzlichen Bodens für Kleinbetriebe dienen. Bei allen 
ſogenannten beſitzbefeſtigten Betrieben aber iſt die Teilung von einer behördlichen Genehmi⸗ 
gung abhängig. 

nter den ſonſtigen Beſchwerden des Polenbundes ſteht die Schulfrage im Vorder⸗ 
grund. Insgeſamt wird die Eröffnung von fünf Schulen gefordert. Ueber die Berechti⸗ 
gung dieſer Forderung hat die Regierung zu entſcheiden. Doch hat gerade hierbei die von 
Polen ſo häufig betonte Notwendigkeit einer Gegenſeitigkeit ihre Bedeutung, als doch 
wohl auch von polniſcher Seite die Erledigung einiger dringlicher deutſcher Schulſorgen in 
Ausſicht geſtellt, aber bis heute nicht verwirklicht worden iſt. Im übrigen aber ſind gerade 
zu der Schulfrage die Gegenüberſtellungen recht bedeutſam. Das Polentum, deſſen 
privates Schulweſen feit der Ordnung von 1928 fih in einer ſtetigen, den Kräften der 
Volksgruppe analogen Entwicklung befindet, fühlt ſich beſchwert, daß ſeine Aufbauarbeit 
nicht raſcher von ſtatten geht. Wie anders ſieht es bei den Deutſchen drüben aus. Seit 
1925 hat es rund 400 öffentliche Unterrichtsbetriebe allein in den Wojewodſchaften Poſen 
und Pommerellen verloren. Heute müſſen bereits mehr als die Hälfte aller deutſchen 
Kinder in rein polniſche Schulen gehen. In Wolhynien ſind es gar von 7 500 deutſchen 
Kindern 5 800. Gerade die Vorgänge in dieſem Jahre, alfo nach der Minderheiten⸗ 
erklärung, zeigen uns, daß das Deutſchtum drüben im Gegenſatz zum Polentum hier 
einen verzweifelten Kampf gegen die Vernichtung ſeiner Schulen zu führen hat. Rund 
10 Schulen, darunter ſolche mit 450 oder gar über 200 Schülern find geſchloſſen oder ihre 
Schließung angedroht worden. Aus dem Kreis Rybnik wurden dieſer Tage die Ergebniſſe 
der Sprachprüfungen, die bekanntlich drüben, aber nicht bei uns der Einſchulung in die 
Minderheitsſchule vorangehen, bekannt. Auf Grund dieſer „Sprachprüfungen“ wurde in 
Rybnik ſelbſt von 135 Anmeldungen zur deutſchen Privatſchule nur 21 Anmeldungen 
ſtattgegeben. Von 28 Anmeldungen zur privaten deutſchen Schule in Chwallowitz wurden 
nur 9, von 22 in Wilcza 3 und in Hohenbirken von 27 nur 17 zugelaffen. 
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Hierbei kommen wir zugleich zu dem Thema der wirtſchaftlichen Beeinträchtigung. In 
Chwallowitz werden alle die Kinder zurückgewieſen, 9 a de e 
Arbeitsplatz gefunden haben. Der Polenbund hat es unterlaſſen, dieſe Beſchwerden, wie 
auch die über Mißhandlungen durch Tatſachen zu belegen. Er konnte wohl nicht an der 
Tatfache vorbei, daß im Deutfehen Reich ein jeder, mag er Deutscher oder Pole fein, 
Arbeit bekommen kann. Wie es gerade hiermit in Polen ſteht, weiß der Leſer aus früheren 
Oſtlandheften. Syſtematiſche Boykotthetzen, organiſierte Boykottwochen ſind wohl in 
Polen an der Tagesordnung, nicht aber bei uns. Und wenn der Polenbund von Miß⸗ 
handlungen polniſcher Volkszugehöriger ſpricht, fo ſcheint er an die Meldungen zu denken 
die vor einiger Zeit in der polniſchen Preſſe auftauchten. Hat er überſehen, daß ſie baldigſt 
dementiert werden mußten? 

Der „Kurjer Lodzki“ ſchlug dieſer Tage unter dem Eindruck des „Elends“ der Polen in 
Deutſchland vor, die Jugend beider Volksgruppen auszutauſchen. Wir fürchten nur, daß 
die polniſche Jugend im Deutſchen Reich wenig dafür zu haben ſein wird, ein Leben in 
Arbeit und wirtſchaftlicher Sicherheit gegen ein ungewiſſes Schickſal einzutauſchen. A. H. 


Geheimnis um Prager Nationalitätenſtatut 


In politifcher Feſtesſtimmung haben die Tſchechen die Schwelle des Jahres 1938 über- 
ſchritten. Der Ablauf des zwanzigſten Jahres ihrer ſtaatlichen Selbſtändigkeit folte 
Anlaß fein, den Zweiflern an der Exiſtenzfähigkeit des tſchechiſchen Staates triumphierend 
ſeine Lebensbilanz vorzuhalten und der Welt an der inneren Konſolidierung des Staates 
zu zeigen, wie gerechtfertigt ſie durch ſeine Errichtung iſt. Das Nationalitätenproblem in 
Mitteleuropa, das ſchon einmal einen großen Weltbrand ausgelöſt hat, fei gelöſt. Mittel- 
europa ſei, ſoweit es von der Tſchecho⸗Slowakei beherrſcht wird, konſolidiert. So 
wenigſtens bemühte ſich Prag, der Welt die Zuſtände in ſeinem Staate glaubhaft 
zu machen. 

Der friſche Märzwind, der in Oeſterreich das Schuſchnigg⸗Syſtem hinweg gefegt hatte, 
zerſtörte auch das Trugbild von der inneren Koſolidierung der Tſchecho⸗Slowakei. Der 
Zuſammenbruch des ſudetendeutſchen Regierungsaktivismus und die Eingliederung feiner 
Parteien in die Sudetendeutſche Partei Konrad Henleins beleuchtete blitzartig die 
Situation. In der hiſtoriſchen Sitzung des Prager Parlamentes am 29. März gaben 
die Vertreter der einzelnen Nationalitäten fpontane Erklärungen ab, in denen fie 
übereinſtimmend feſtſtellten, daß das Nationalitätenproblem 
nicht gelöft fei und feine Löſung nur auf der Baſis der Gleidh- 
berechtigung erfolgen kann, die ſich wiederum nur in der Ein⸗ 
räumung einer weiteſtgehenden Autonomie verwirklichen laſſe. 

Das waren ſchrille Mißtöne in die Vorbereitungsmuſik der Tſchechen anläßlich ihres 
Staatsjubiläums. Durch eine Regierungserklärung, der bezeichnenderweiſe beſonders die 
Kommuniſten ſtark ſekundierten, glaubte man ausgleichen zu können. 

In dieſen Wochen tauchte zum erſten Mal die Nachricht auf, die Prager Regierung 
bereite ein „Nationalitätenſtatut“ vor, das eine großzügige Löſung der aufgetauchten 
innerpolitiſchen Schwierigkeiten bringen werde. Es ſoll eine Kodifizierung aller den 
„Minderheiten“ zuſtehenden Rechte enthalten. Hier zeigte ſich gleich zu allem Anfang, 
daß die Tſchechen nicht entſchloſſen waren, von ihrer Nationalſtaatsfiktion abzugehen 
und eine verfaſſungsmäßige Ulmgeftalfung des Staates vorzubereiten. So mußte der 
aufgetauchte Regierungsplan ſofort auf Widerſtand ſtoßen, denn die einzelnen Völker und 
Volksgruppen in der Tſchecho⸗Slowakei kämpften nicht um die Kodifizierung ihrer 
minderen Rechte, fondern um die Anerkennung ihrer Gleichberech⸗ 
tigung im Staate, das heißt umihre völlige Volksſouveränität. 

Konrad Henlein hat, um keine Unklarheit über die Forderung des Sudetendeutſchtums 
zu laſſen, in ſeiner großen Karlsbader Rede am 24. April die Grundſätze bekanntgegeben, 
nach denen fih die Neuordnung zwiſchen Deutſchen und Tſchechen im Sudetenraum voll- 
ziehen muß. Er ſprach nicht als Parteimann, ſondern als der legitimierte Sprecher des 
ganzen Sudetendeutſchtums. Er ſtellte zunächſt feſt: Die völkerrechtlichen Verpflichtungen 
der Tſchechen ergeben fih: 4. aus dem Vorfriedens vertrag, der als Friedens- 
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grundlage die bekannten 14 Punkte Wilſons beſtimmt; 2. aus den Denkſchriften 
der tſchecho⸗ſlowakiſchen Friedensdelegation an die Friedenskonferenz und der Note 
Dr. Beneſchs vom 20. Mai 1949, ferner der Feſtſtellung der Friedenskonferenz hierzu; 
3. aus dem Staatsvertrag von St. Germain vom 10. September 1919. 
Dieſer Hinweis war notwendig, weil dieſe Verträge alle jene Beſtimmungen enthalten, 
die nun von feiten der Prager Regierung in ihrem geplanten Nationalitätenſtatut 
kodifiziert werden ſollten. Sie wurden von den Tſchechen bisher nicht eingehalten und, 
ſelbſt wenn ſie es getan hätten, wären ſie nicht ausreichend, die Lebensrechte der einzelnen 
Nationalitäten ſicher zu ftellen. 

Wenn es den tſchechiſchen Staatsmännern wirklich ernſt iſt, mit dem deutſchen Volk 
in ein freundnachbarliches Verhältnis zu kommen, ſo erweiſt ſich folgendes als unerläßlich: 
1. eine Reviſion des irrigen tſchechiſchen Geſchichts mythos; 2. eine 
Repifion der unglücklichen Auffaffung, daß es die Aufgabe des tſchecho— 
ſlowakiſchen Volkes wäre, das ſlawiſche Bollwerk gegen den ſogenannten deutſchen Drang 
nach Oſten zu fein; 3. eine Reviſion jener außenpolitiſchen Stellung, 
die den Staat bisher in die Reihe der Feinde des deutſchen Volkes geführt hat. Das 
tſchechiſche Volk hatte 20 Jahre lang Zeit, die inneren Verhältniſſe zur Zus 
friedenheit aller Völker zu geſtalten. Am Endes dieſer 20 Jahre muß geſagt werden, 
daß ſeine Staatsmänner nach drei Seiten hin nicht erfüllt haben, was man von ihnen 
hätte erwarten müſſen: 1. ſie haben die freiwillig in den Denkſchriften an die 
Friedenskonferenz abgegebenen Verſprechungen nicht gehalten; 2. ſie haben ihre Ver⸗ 
pflichtungen aus dem Vertrage von St. Germain nicht gehalten; 3. ſie haben ihre 
ſtaats rechtlichen Verpflichtungen, die fie in der Staatsverfaſſung eins 
gegangen find, nich £ gehalten. 

Nach diefen Feſtſtellungen formulierte Konrad Henlein die Forderungen des Sudeten⸗ 
deutſchtums in acht Punkten. Sie lauten: 


1. Herſtellung der vollen Gleich berechtigung und Gleichrangigkeit der 
deutſchen Volksgruppe mit dem kſchechiſchen Volk. 


2. Anerkennung der ſudetendeutſchen Volksgruppe als Rechts- 
perfönlid feit zur Wahrung dieſer gleichberechtigten Stellung im Staate. 


3. Feftftellung und Anerkennung des deutſchen Siedlungsgebietes. 


4. Aufbau einer deutſchen Selbſtverwaltung im deutſchen Siedlungsgebiete, 
in allen Bereichen des öffentlichen Lebens, ſoweit es ſich um Intereſſen und Angelegen⸗ 
heiten der deutſchen Volksgruppe handelt. 

5. Schaffung geſetzlicher Schutzbeſtimmungen für jene Staatsangehörige, 
die außerhalb des geſchloſſenen Siedlungsgebietes ihres Volkstums leben. 

6. Beſeitigung des dem Sudetendeutſchtum ſeit 1918 zugefügten Unrechtes und 
Wiedergutmachung der ihm durch dieſes Unrecht entſtandenen Schäden. 


7. Anerkennung und Durchführung des Grundſatzes: Im deutſchen Gebiet deutſche 
öffentliche Angeſtellte. 


8. Volle Freiheit des Bekenntniſſes zum deutſchen Volkstum und zur deutſchen 
Weltanſchauung. 


Das tſchechiſche Echo auf diefe ſudetendeutſchen Forderungen war ein einziges „Un⸗ 
annehmbar!“ Die tſchechiſche Preſſe begann mit einer leidenſchaftlichen Hetze, die 
jede Verhandlungsatmoſphäre vergiftete. „Wir haben den Deutſchen mehr gegeben, als 
ihnen nach den Verträgen zuſteht!“ — „Die Forderungen Henleins grenzen an Hoch⸗ 
verrat“ — „Die Sudetendeutſchen wollen die Republik zerſchlagen“ — das war ungefähr 
der Tenor der tſchechiſchen Preſſe. Damit wurden zugleich die Straße aufgeputſcht und 
jener Blutterror ausgelöſt, der nun ſchon ſeit Wochen in den ſudetendeutſchen Gebieten 
herrſcht. Die Tſchechen glaubten und hofften durch dieſe Terrormaßnahmen und durch 
Verſetzung der ſudetendeutſchen Gebiete in den Kriegszuſtand das Sudetendeutſchtum ein 
zuſchüchtern und mürbe zu machen. Sie erwarteten, wie fie offen eingeſtehen, von ihrem 
Vorgehen auch eine Beeinfluſſung der Gemeindewahlen. Ihr Ergebnis hat aller Welt 
gezeigt, daß alles Fehlſpekulationen waren. Das Sudetendeutſchtum hat ſich 
geſchloſſen hinter Konrad Henlein und feine Forderungen 


geſtellt. 
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Die tſchechiſchen Gewaltmaßnahmen haben dem Ausland klar vor Augen geführt, daß 
fie nicht geeignet ſind, die notwendige Entſpannung herbeizuführen. Paris und London 
verſchärft daher feinen Druck auf Prag. Die tſchechiſchen Staatsmänner erklären ihre 
„Bereitwilligkeit, bis an die äußerſte Grenze der Verſtändigung mit den Sudetendeutſchen 
zu gehen“. Gleichzeitig aber ſetzt die tſchechiſche Preſſe ihren Druck auf die Regierung 
fort und appelliert drohend an ihre Unnachgiebigkeit. So liefen ſeit Wochen Beſprechungen, 
die von der Prager Regierung als Verhandlungen um das Nationalitätenſtatut deklariert 
werden, von den Vertretern der Sudetendeutſchen Partei aber als Geſpräche bezeichnet 
werden, die den Tagesfragen ſtatt einer grundſätzlichen Regelung des Nationalitäten: 
problems galten. Ja, der Vorſihende des parlamenfarifchen Klubs der Sd P., der Age: 
ordnete Kundt, erklärte ganz offen, daß das Nationalitätenſtatut, von dem der tfchechifche 
Miniſterpräſident zu den ausländiſchen Diplomaten ſprach, es ſtünde vor der unmiffel- 
baren Verkündung, überhaupt noch gar nicht exiſtiere. 


Am 8. Juni übermittelte Abg. Kundt dem Miniſterpräſident Hodſcha ein Memorandum, 
das die Zuſammenfaſſung der ſudetendeutſchen Forderungen auf Grundlage der acht 
Karlsbader Punkte Konrad Henleins enthält. In ſeinem Begleitſchreiben machte Abg. 
Kundt neuerlich darauf aufmerkſam, daß gewiſſe offizielle Informationen und Interviews 
den falſchen Eindruck erwecken, als ob Gegenſtand der Beſprechungen das Nationalitäten- 
ſtatut der Re erung wäre. Die ſudetendeutſche Partei müſſe nun endlich vor Beginn 
meritoriſcher e Klarheit darüber verlangen, ob wie bisher die Grundſätze 
und Vorſchläge der Sudetendeutſchen Partei die Geſprächsgrundlage bilden ſollen oder ob 
von der Regierung das ſogenannte Nationalitätenſtatut als Verhandlungsgrundlage 
gedacht iſt. Für den letzteren Fall behält ſich die Sudetendeutſche Partei ihre Stellung⸗ 
nahme vor, da ihr das Statut nicht bekannt iſt. 


Hier ſind die Prager Täuſchungsmethoden der internationalen Oeffentlichkeit eindeutig 
gebrandmarkt. Die mangelnde Verſtändigungsbereitſchaft der Tſchechen ließ alle bis⸗ 
herigen Beſprechungen ergebnislos verlaufen. Am 19. Juni veröffentlichte die Prager 
Regierung eine amtliche Erklärung, in der es u. a. heißt: 


„Die Arbeiten der Regierung in dieſer Woche konzentrierten ſich auf die Frage der 
Nationalitätenpolitik. Da die verfaſſungsrechtlichen und adminiſtrativen Experten, die 
die Regierung mit der Prüfung aller vorliegenden, die Löſung der Nationalifätenfragen, 
betreffenden Anträge betraut hat, zu einigen Punkten des Arbeitsprogrammes der 
Regierung ihr Gukachten ausgearbeitet haben, hat das Wochenende eine erhebliche 
Beschlag des Fortganges der Arbeiten im politiſchen Miniſterausſchuß gebracht. 
Der Fortgang der Regierungsarbeiten ermöglicht ſchon jetzt die Vorbereitung der 
formal:offiziellen Etappe der Verhandlungen zwiſchen der Regierung und der Sudeken⸗ 
deutſchen Parte. Der Ausſchuß der politiſchen Miniſter hat deshalb. dem Antrag des 
Vorſitzenden der Regierung zugeſtimmt, daß dieſe Verhandlungen mit der Sudeten⸗ 
deutſchen Partei, deren bevollmächtigte Verhandlungsdelegierte der Vorſitzende der 
Regierung bei den bisherigen vorbereitenden Konferenzen nach und nach kennengelernt 
hat, unter Teilnahme der Reſſortminiſter geführt werden. Die einzelnen Miniſter 
werden gemeinſam mit dem Vorſitzenden der Regierung die Verhandlungen über jenen 
Stoff der in Vorbereitung befindlichen legislativen Maßnahmen führen, der in den 
Geltungsbereich ihrer Reſſorts fällt. Die Verhandlungen mit der Sudetendeutſchen 
Partei werden alſo offenbar geführt werden: vom Innenminiſter Dr. Cerny, denn 
die Neuregelung betrifft die öffentliche Verwaltung, weiter vom Schulminiſter Dr. 
Franke, dem die Aufgabe zufällt, das große und komplizierte Problem der kultu⸗ 
rellen und Schulfragen zu löſen, dem Juſtizminiſter Dr. Dérer, deffen Reſſort neben 
einigen kleineren, die Gerichtsadminiſtrative betreffenden Fragen berufen iſt, über die 
juriſtiſche Formulierung des ganzen Projektes des oder der Geſetze zu wachen, die aus 
den Verhandlungen reſultieren werden, und dem Miniſter für die UInifizierung der 
Geſetzgebung und öffentlichen Verwaltung, Mſgre Dr. Sramek.“ 


Dieſe Erklärung bedeutet trotz allen bekundeten Optimismus das klare Eingeſtändnig, 
daß die bisherigen Bemühungen des Miniſterpräſidenten ohne Erfolg geblieben find. Gie 
ſcheiterten an dem Widerſtand der ſchwarz⸗roten Koalition. Es iſt feſtzuhalten, daß gerade 
von jenen Parteien, die die Völkerverſtändigung als politiſches Sonderprogramm auf ihre 
Fahnen geſchrieben haben, gegen eine innerſtaatliche Befriedigung und damit gegen eine 
Entſpannung in Europa der größte Widerſtand entgegengeſetzt wird. Wie die amtliche 
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Mitteilung ſagt, glaubt Hodſcha die Verhandlungen dadurch vorwärts zu treiben, daß 
er die Verantwortung aufteilt. Wenn man bedenkt, daß nun als neuer 
Verhandlungspartner die Exponenten der ſchwarz⸗roten Koalifionsparfeien erſcheinen, 
die ihre ablehnende Haltung gegen jeden Ausgleich, der über den Rahmen der bisherigen 
Verhältniſſe hinausgeht, offen zugeben, dann zeichnen fih ſchon bei Beginn 
der „zweiten Verhandlungsphaſe“ ſchlechte Perſpektiven für 
ihren Ausgang e ab. K. V. 


Das polniſche Klima 


Es iſt nicht die Abſicht des Oberſten Beck, Polen in irgendeiner Form an Deutſchland 

u binden. Für die oppofifionellen Parteien, die ſich im Gegenſatz zur verantwortlichen 

egierung offen zu ihrer deutſchfeindlichen Einſtellung bekennen, iſt die Entwicklung, 
die die polniſche Außenpolitik ſeit dem Abſchluß des Gewaltverzichtspaktes vom Januar 
1934 genommen hat, eine angenehme Enttäuſchung geweſen: Polen hat ſich aus der 
unfreiwilligen Bindung an Deutſchland zu löſen vermocht, ſeitdem durch dieſen Pakt die 
akute Konfliktsgefahr aus dem Wege geräumt worden iſt. Die Außenpolitik, 
die Oberſt Beck feit ſechs Jahren verfolgt, kann zu den beab⸗ 
ſichtigten Erfolgen nur führen, wenn fie an die deutſche Außen- 
politik weder feindlich gefeſſelt, noch freundſchaftlich gebunden 
ift. Der Sinn der „Normaliſierung“ der deutſch-polniſchen Beziehungen ift für Polen 
nicht in der Zuſammenarbeit mit Deutſchland, ſondern in der Fernhaltung von Deutſch⸗ 
land zu ſuchen. Der „Ex preß Poranny” hat vor kurzem in einem Artikel, in dem 
er eine ideologiſche Rechtfertigung der polniſchen Außenpolitik zu bringen verſuchte, von 
einem „dritten Europa“ geſprochen, das ſich von Skandinavien bis zum Balkan 
erſtrecke und das in ſeiner politiſchen Haltung durch eine Gemeinſchaft der Ziele und der 
Methoden, durch etwas, was man als „ein gemeinſames politiſches Klim a“ 
bezeichnen könne, gekennzeichnet fei. Nach dieſer Ausdeutung ift die polniſche Außen- 
politik, die in dieſem Klima gedeiht, „gegen niemand gerichtet“; katſächlich richtet fie ſich 
gegen jeden, der den polniſchen Führungsanſpruch im oſtmitteleuropäiſchen Raume 
keſtreitet. Nach dieſer Ausdeutung verfolgt dieſe Außenpolitik kein anderes Ziel als das, 
zwiſchen die feindlichen Lager, die den Frieden Europas gefährden, einen „Block der 
Neutralen“ zu legen; tatſächlich läuft fie darauf hinaus, ihren Urhebern die Wahl 
zwiſchen den feindlichen Lagern offen zu halten. 

Dieſe Außenpolitik hat für Polen in den letzten Jahren zu gewiſſen Erfolgen geführt. 
Das polniſche Verhältnis zu Rumänien hal ſich gefeſtigt, eine Tatſache, die durch die 
kürzlich erfolgte Rangerhöhung der beiderſeitigen Geſandtſchaften betont worden iſt. Der 
Umſchwung in Rumänien ift den polniſchen Bemühungen um eine politiſche und militäriſche 
Zuſammenarbeit mit dieſem Staate günſtig geweſen. Die Zuſammenarbeit dient der 
Abwehr des ſowjetruſſiſchen Druckes, der über die ſchwachen Grenzzonen 
der beiden Nachbarn zur befreundeten Tſchecho⸗Slowakei durchzubrechen verſucht. Auf der 
Grundlage der polniſch⸗tſchechiſchen Rivalität hat die „traditionelle Freundſchaft“ Polens 
mit Ungarn ihre nachkriegszeitliche Auferſtehung erlebt. Beide Staaten haben ſich in 
dem Wunſche, den „tſchechiſchen Korridor“ zum Verſchwinden zu bringen, gefunden. Es 
hat ſich zwar in letzter Zeit ziemlich deutlich erwieſen, daß in bezug auf das künftige 
Schickſal der Slowakei und Karpathenrußlands zwiſchen den beiden Freunden recht weit⸗ 
gehende Meinungsverſchiedenheiten beſtehen; doch iſt Polen zweifellos an einer Feſtigung 
der ungariſchen Position intereſſiert, wobei zugeſtandenermaßen die Hoffnung mitſpricht, 
durch die Zuſammenarbeit mit einem erſtarkten Ungarn die Mehrung des deutſchen 
Machtgewichtes, die ſich als Folge der Wiedervereinigung der alten Südoſtmark mit dem 
Reiche eingeſtellt hat, aufwiegen zu können. Südſlawien liegt zwar weit außerhalb 
jedes unmittelbaren polniſchen Einflußbereiches, doch hat Polen, um die Prager Stellung 
zu ſchwächen, dazu beigetragen, Südſlawien der Kleinen Entente zu entfremden, indem es 
im Verein mit anderen Staaten die ungariſche Reviſionspolitik ausſchließlich nach Norden 
abzulenken verſucht hat. Bei aller Gegnerſchaft, die Polen der Tſchecho-Slowakei 
gegenüber beweiſt, darf man doch nicht überſehen, daß ihm ſehr viel daran liegt, zu einem 
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Einvernehmen mit den Tſchechen zu kommen, deren unverſöhnli e 
einen zukünftigen Aktivpoſten in ſeine außenpolitiſchen e 8 E 1 fl. 
Im nördlichen Abſchniet Dftmitteleuropas it Polen in letzter Zeit ein 
beträchtliches Stück vorwärts gekommen. Das litauiſche Hindernis, das fih bisher allen 
Bemühungen der polniſchen Außenpolitik entgegengeſtellt hat, ſcheint ſeit der Aufnahme 
normaler Beziehungen zwiſchen Litauen und Polen beſeitigt zu ſein. Unter dieſen Um- 
ſtänden hält Polen den Zeitpunkt für gekommen, ſich mit neuem Nachdruck den baltiſchen 
Problemen zuzuwenden, zumal die Begleitumſtände der Annahme des Ultimatums vom 
17. März d. J. gezeigt haben, daß die Sowjetunion zur Zeit nicht in der Lage ift, fih 
aktiv in die baltiſchen Angelegenheiten zu miſchen. Polens Beſtreben geht dahin, gi tanen 
unfer feinen Einfluß zu bringen. Es will nicht nur den Widerſtand ein für alle Mal 
ausſchalten, der von dieſer Seite all' ſeinen baltiſchen Unternehmungen bisher entgegen⸗ 
geſetzt worden iſt; es geht vielmehr auch darauf aus, Litauen zu einem dienenden Helfer 
feiner Pläne zu machen. In dieſem Zuſammenhange verdient es Beachtung, daß die 
polniſche Außenpolitik bemüht iſt, einer litauiſchen Annäherung an Deutſchland en 
zuwirken, was nicht allein darin zum Ausdruck kommt, daß die polniſche Preſſe es ganz 
offenſichtlich darauf angelegt hat, das litauiſche Mißtrauen gegen Deutſchland zu ſchüren 
und es nicht zu einem Abbau der deutſchfeindlichen Politik im Memelgebiet kommen zu 
laffen. Darüber hinaus hat die Aufnahme der diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen 
Warſchau und Kauen in Polen die Hoffnung geweckt, daß es nun endlich gelingen werde, 
fih als Partner in die Baltiſche Enkente einzuſchieben. Ob aber Litauen und 
Eſtland beſonderen Wert auf diefe polniſche Partnerſchaft legen, muß fraglich erſcheinen. 
Lettland ift das ganz beſtimmt nicht erwünſcht, da es den größten Wert darauf legt, 
in dieſer Entente ſelber die führende Rolle zu ſpielen. Eine engere Zuſammenarbeit mit 
den ſkandinaviſchen Staaten iſt Lettland ſicherlich angenehmer als eine über das normale 
Maß hinausgehende Fühlungnahme mit Polen, deſſen anſpruchvolles Auftreten als „See⸗ 
macht“ das lebhafteſte Mißtrauen Lettlands hervorrufen muß, zumal es ganz offenbar 
iſt, daß es Polen nicht nur nach Memel, ſondern auch nach anderen Küſtenplätzen gelüſtet. 
Von Eſtland iſt ohnehin bekannt, daß es über Finnland engeren Anſchluß an die 
nordiſchen Staaten zu erlangen verſucht. N 
Auch Polen bemüht fih um die nordiſchen Staaten, wie der letzte Beſuch des 
Oberſten Beck in Stockholm gelehrt hat. Die Grundlage der polniſchen Beziehungen zu 
Schweden ift wirtſchaftlicher Natur. Darauf aufbauend wird von polniſcher Seite ver: 
ſucht, zwiſchen der Neutralitätspolitik der nordiſchen Staaten und der Ideologie von 
dem „Block der Neutralen“ eine verbindende Brücke zu ſchlagen. Dabei kann man jedoch 
folgendes nicht überſehen: Was man in Schweden unter Neutralität verſteht, unterſcheidet 
ſich ſehr weſentlich von dem, was man in Polen darunter begreift. Das Charakteriſtikum 
der nordiſchen Neutralitätspolitik ift die politiſche Paſſivität, dasjenige der polniſchen 
Neutralitätspolitik eine erpanfive, Unruhe ſchaffende Aktivität. Die nordiſche Neutralitäts⸗ 
politik findet ihre natürliche Vorausſetzung in der geographiſchen Abſeitigkeit der an ihr 
beteiligten Staaten, während ſich die polniſche „Neutralitätspolitik“ in einer von ver⸗ 
wickelten Spannungen erfüllten Schütterzone abſpielt. Die nordiſchen Staaten haben die 
Gewißheit, daß es außer der Sowjetunion keinen Staat in Europa gibt, der die Abſicht 
hat, an ihre Intereſſen zu rühren; das gibt ihrer Neutralitätspolitik verſtändlicherweiſe 
einen weſentlich anderen Sinn als der „Neutralitätspolitik“, die das ſich auch von anderer 
Seite ſtändig bedroht fühlende Polen betreibt. Es ſcheint doch, daß nicht alle Teilhaber 
des ſich von Skandinavien bis zum Balkan erſtreckenden Raumes, den der „Expreß 
Poranny“ als das „dritte Europa“ bezeichnet hat, der Anſicht ſind, daß ihnen „das 
polniſche Klima“ zuträglich iſt. Dr. K. 


fgegen=. 
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Die gegenfeitige Achtung deutſchen und polniſchen Volkstums verbietet von ſelbſt jeden 
Verſuch, die Minderheiten zwangsweiſe zu aſſimilieren, die Zugehörigkeit zur Minder⸗ 
heit in Frage zu ſtellen oder das Bekenntnis der Zugehörigkeit zur Minderheit zu 
behindern. Insbeſondere wird auf die jugendlichen Angehörigen der Minderheit keinerlei 
Druck ausgeübt werden, um ſie ihrer Zugehörigkeit zur Minderheit zu entfremden. 
(Aus der Volksgruppen-Erklärung vom 5. Nobember 1937) 
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Das Deutfchtum in der Tſchecho⸗Olowakei 


Bei der Volkszählung 1930 wurde in der Tſchecho⸗Slowakei eine Geſamtbevölkerung 
von 14 729536 Menſchen ermittelt. Davon entfielen 14 479 565 Perſonen auf Staats⸗ 
angehörige (Einheimiſche) und 249 974 Perſonen auf Staatsfremde (Ausländer). Der 
Anteil der deutſchen Bevölkerung betrug 3 348 445 Menſchen, davon 3 231 688 Staats- 
angehörige und 86 757 Staatsfremde. Mit dieſer Zahl übertrifft das Deutſchtum in der 
Tſchecho⸗Slowakei die Bevölkerungszahlen geſchloſſener Staaten. So hat z. B. Lettland 
nur 1,9, Litauen nur 2,48, Norwegen nur 2,87 Millionen Einwohner. Das Deutſchtum 
in der Tſchecho⸗Slowakei kommt ungefähr der Bevölkerung Irlands gleich. 

Die einzelnen Volksgruppen waren 1930 an der ſtaatsangehörigen Geſamtbevölkerung 
der Tſchecho⸗Slowakei wie folgt beteiligt: Tſchechen 7 406 493, Deutſche 3 231 688, 
Slowaken 2 282 277, Ungarn 681923, Ukrainer 549 169, Juden 186 642, Polen 81 737, 
Sonſtige 49 636 Perſonen. Somit ſind von 100 Staatsangehörigen 51,15 Tſchechen, 
22,32 Deutſche, 15,76 Slowaken, 4,78 Ungarn, 3,79 Ukrainer, 1,29 Juden, 0,57 Polen, 
0,34 Sonſtige. Die Deutſchen bilden die zweitſtärkſte Volksgruppe. Berückſichtigt man 
die Methoden der Volkszählung, durch die der tſchechiſche Anteil künſtlich erhöht wurde, ſo 
machen die Tſchechen kaum die Hälfte der Geſamtbevölkerung aus. Selbſt wenn man 
die Juden dem tſchechiſchen Anteil 5 8854 wird man nicht um die Feſtſtellung herum⸗ 
kommen, daß bei den gegenwärtigen Verhältniſſen die eine zur Regierung in Oppoſition 
ſtehende Hälfte der Bevölkerung durch die andere, die tſchechiſche Hälfte, beherrſcht wird. 

Die Deutſchen verteilten ſich 1930 auf die einzelnen Gebiete der Tſchecho⸗Slowakei 
wie folgt: Böhmen 2 326 090 (davon 2 270 943 Staatsangehörige, 55 147 Staatsfremde), 
Mähren⸗Schleſien 823 730 (299 995 Staatsangehörige, 23 735 Staatsfremde), Slowakei 
154 821 (147 501 Staatsangehörige, 7 320 Staatsfremde), Karpathorußland 13 804 
(13 249 Staatsangehörige, 555 Staatsfremde). In v. H. der ſtaatsangehörigen bzw. 
ſtaatsfremden bzw. der geſamten Bevölkerung betrug der Anteil der Deutſchen: in Böhmen 
32,38 bzw. 58,16 bzw. 32,72; in Mähren-⸗Schleſten 22,85 bzw. 37,48 bzw. 23,14; in 
der Slowakei 4,53 bzw. 9,68 bzw. 4,65; in Karpathorußland 1,87 bzw. 3,42 bzw. 1,90. 
Der weit überwiegende Teil der Deutſchen wohnt alfo in Böhmen und Mähren-Schleſien. 
Die Staatsfremden eingerechnet, lebten die Deutſchen im Jahre 1930 zu 70,1 v. H. in 
Böhmen, zu 24,8 v. H. in Mähren-Schleſien und nur zu 5,1 v. H. in den Karpathenländern. 

Im Jahre 1880 wurden in Böhmen 2034 060 einheimiſche Deutſche gezählt, 1930 
waren es um 246 283 oder 10,5 v. H. mehr. Die deutſche einheimiſche Bevölkerung nahm 
in Böhmen zu: von 1880 bis 1890 um 5,35 v. H., von 1890 bis 1900 um 8,3 v. H., von 
1900 bis 1910 um 5,741 v. H. Von 1940 bis 1924 ſank fie infolge der überaus hohen 
Kriegsverluſte um 12,3 v. H., flieg dann aber von 4924 bis 1930 wieder um 4,5 v. H. 
Die Zahl der Deutſchen in Mähren⸗Schleſien betrug im Jahre 1880 873 024 
Menſchen, im Jahre 1930 waren es 73 029 weniger. Von 1880 bis 1890 ſtieg die Zahl 
der Deutſchen um 5,7 v. H., von 1890 bis 1900 um 2,5 v. H., von 1900 bis 1910 
um 7,3 v. H., von 1910 bis 1921 ſank fie um 24,1 v. H., von 1921 bis 1930 um 
0,02 v. H. In der Slowakei wuchs die Zahl der Deutſchen von 1921 bis 1930 um 
5,45 v. H., in Karpathorußland um 28,31 v. H. Somit iſt die deutſche Bevölke⸗ 
rungsentwicklung am günſtigſten in Karpathorußland, dann in der Slowakei, ſchließlich 
in Böhmen, am ungünſtigſten in Mähren-⸗Schleſien. 

Die Bevölkerungsentwicklung ift im weſentlichen abhängig von der natürlichen Be- 
völkerungsbewegung (Geburten, Sterbefälle) und von der Wanderungsbewegung. Grund⸗ 
legend für beide Bewegungen iſt die Altersgliederung. 

In Böhmen ſtanden 1930 von je 1 000 Einwohnern im Alter von 0—44 Jahren: 
bei den Deutſchen 223,4, bei den Tſchechen 229,3; im Alter von 15—49 Jahren: bei 
den Deutſchen 555,6, bei den Tſchechen 564,2; im Alter von 50 Jahren und mehr: 
bei den Deutſchen 221,6, bei den Tſchechen 206,5. Die deutſche Bevölkerung in Böhmen 
ift etwas ſtärker überaltert als die tſchechiſche. — In Mähren⸗Schleſien betrugen 
die Verhältnisziffern für die drei Altersgruppen: bei den Deutſchen 234,7, 535,0 230,3; 
bei den Tſchechen 270,8 543,2, 186,0; bei den Polen: 281,8, 536,3, 181,9. Auch 
hier ſind die Deutſchen ſtärker überaltert als die Tſchechen, dieſe jedoch ſtärker als die 
Polen. — In der Slowakei ſtellten fih die Verhältnisziffern für die drei Alters- 
gruppen: bei den Deutſchen auf 250,3, 563,6, 186,1; bei den Slowaken auf 330,1, 
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503,9, 166,0; bei den Ukrainern auf 384,1, 466,8, 149,1; bei den Ungarn auf 286,4, 
518,8, 195,1. Man ſieht ſofort, daß die Altereſtruktur der Deutſchen in der Slowakei 
weit günſtiger ift als in Böhmen und Mähren⸗Schleſien. In der Altersgruppe der Kinder 
und Jugendlichen ſtehen die Deutſchen an ſchlechteſter, in der mittleren Altersgruppe an 
beſter Stelle. Weniger beteiligt als die Deutſchen ſind an der dritten Altersgruppe die 
Ukrainer und Slowaken, ſtärker die Ungarn. — In Karpathorußland entfielen 
1930 auf je Tauſend auf die drei Altersklaſſen: bei den Deutſchen 346,6, 560,1, 123,3; 
bei den Ilkrainern 394,5, 479,0, 426,5; bei den Slowaken 289,3, 634,7, 76,0; bei 
den Ungarn 324,2 512,9, 162,9. Die Deutſchen beſetzten in der jüngften Altersgruppe 
die zweit ungünſtigſte Stelle, ſchlechter ſtanden die Slowaken, nur wenig beſſer die 
Ungarn, am günſtigſten die Ukrainer. In den beiden Altersgruppen von 45—49 und von 
50 und mehr Jahren nahmen die Deutſchen die zweit günſtigſte Stelle ein. — Die 
günſtigere Altersſtruktur der Deutſchen in der Slowakei und in Karpathorußland gegen⸗ 
über den Deutſchen in Mähren⸗Schleſien und Böhmen ift unverkennbar. — Für das 
Geſamtgebiet der Tſchecho⸗Slowakei folgen die einzelnen Volksgruppen nach ihren Ver⸗ 
hälknisziffern auf je 1000 Einwohnern in nachſtehender Reihenfolge: von 0—14 Jahren 
1. Ukrainer mit 379,8, 2. Ungarn mit 288,0, 3. Polen mit 270,9, 4. Tſchechen und 
Slowaken zufammen mit 265,4, 5. Deutſche mit 227,1; von 15—49 Jahren 1. Deutſche 
mit 550,9, 2. Polen mit 544,5, 3. Tſchechen und Slowaken mit 544,2, 4. Ungarn 
mit 524,8, 5. Ukrainer mit 493,0; von 50 und mehr Jahren 1. Deutſche mit 224,2, 
2. Tſchechen und Slowaken mit 190,7, 3. Ungarn mit 187,2, 4. Polen mit 184,6, 
5. Ufrainer mit 427,2. — Für das Geſamtgebiet der Tſchecho⸗Slowakei ſtanden in der 
Altersgruppe von 0—44 Jahren die Ufrainer an günſtigſter Stelle, dann folgten die 
Slowaken, die Ungarn, die Polen, ſchließlich die Tſchechen und, noch etwas ungünſtiger, 
die Deutſchen. In der Altersgruppe von 15—49 Jahren nahmen die Tſchechen die beſte, 
die Deutſchen die zweitbeſte Stelle ein, nächſtdem folgten die Slowaken, die Polen, die 
Ungarn und die Ukrainer. In der Altersgruppe von 50 und mehr Jahren hatten die 
Deutſchen den größten Anteil, ſtanden alfo am ungünſtigſten, die Tschechen ſchloſſen ſich 
mit geringerem Abſtand an, dann kamen die Ungarn, die Polen, die Slowaken und, an 
günſtigſter Stelle, die Ukrainer. — Daraus ergibt ſich, daß die Deutſchen 
zwar die ungünſtigſte Alkersſtruktur im geſamten Staate haben, die Tſchechen 
jedoch nicht viel beſſer ſtehen, während Polen und Ungarn eine mittlere, Slowaken und 
Ukrainer die günſtigſte Beſetzung haben. Unſer deutſches Volk in der Tſchecho⸗Slowakei 
ift insgeſamt ſtärker überaltert als die anderen Volksgruppen des Staates, unterſcheidet 
ſich hierin jedoch nur wenig von den Tſchechen. Allgemein ähnelt die Altersſtruktur der 
Deutſchen in der Tſchecho⸗Slowakei derjenigen des Deutſchen Reiches und weiſt im 
Verhältnis zu den anderen Volksgruppen der Tſchecho⸗Slowakei annähernd dieſelben 
ungünſtigen Ulnterſchiede auf wie das Deutſche Reich im Verhältnis mit den 
ſlawiſchen Völkern. 

Die natürliche Bevölkerungsbewegung, die weſentlich von der Altersſtruktur beſtimmt 
wird und dieſe wiederum beeinflußt, gliedert ſich in Geburten-, Sterbe- und Geburten⸗ 
überſchußbewegung. 

Bei der Volkszählung in der Tſchecho⸗Slowakei 1930 wurde auch eine Zuſammen⸗ 
faſſung der Ehen nach der Kinderzahl der letzteingegangenen Ehen vorgenommen. Von 
100 Ehen hatten Kinder: 12 
bei den keine 1 2 3 4 5 6 7 u. 8 9—11 u. mehr 
Deutfhen . . . 178 19,10 1746 12,34 874 633 469 6,08 404 329 
Tſchechen . 1560 1958 1888 1273 885 630 477 619 4,19 206 
Slowaken. . . 12,77 13,77 14,65 1265 1087 866 698 959 674 382 


Ungarn 14,92 15,82 15,75 1253 095 765 606 8,33 6,01 2,98 
Polen 1547 1492 14,27 1122 934 755 612 917 7833 461 
Ukrainern . | 11808 12,90 1250 11,14 1042 898 755 10,95 827 421 
Rumänen 13,50 1112 1054 1097 1041 859 704 12,57 9,08 6,08 
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bei den 


Lebendgeburten Sterbefälle Geburtenüberſchuß 

1933 | 1934 | 1935 | 1933 | 1934 | 1935 | 1983 | 1934 | 1935 

Sudetendeutſchen | 15,27 14,85 13,83 13,49 | 12,75 13,28 1,78 1,9 | 0,55 
2 


ſchechen 16,83 16,25 15,16] 12/83 12,41 12,63 4,00 | 384 253 
Slowaken 25,55 24,83 24,22 14,65 14,43 14,08 10,90 | 10,40 | 10,14 
Ungarn 23,5 2291 22,58 1585 15,11 | 15,09 0 7,80 


Polen 25,09 


1 ba 23,72 21,33 1671| 1638| 1590| 838 731 | 543 
Ukrainern u. Ruthenen . 36,61 


35,87 35,60] 18/77 17,94 17,64 | 1784 1708 1796 


Durch etwas geringere Geburten-, höhere Sterbe-, damit geringere Geburtenüberſchuß⸗ 
ziffern hebt ſich die Bevölkerungsbewegung der Deutſchen von derjenigen der Tſchechen ab. 
Gegenüber den anderen Volksgruppen haben die Deutſchen ebenfalls geringere Geburten-. 
aber zugleich geringere Sterbeziffern. Die deutſchen Geburtenüberſchußziffern bleiben 
daher, weſentlich veranlaßt durch die geringen Geburtenziffern, ſtark hinter den Ueber- 
ſchußziffern der anderen Volksgruppen zurück. 

Eine leichte Beſſerung zeigte die Bevölkerungsbewegung der Deutſchen in der Tſchecho⸗ 
Slowakei erſtmals im Jahre 1936. Zwar ſank die Geburtenziffer noch etwas, die Sterb⸗ 
lichkeit ging aber ſtärker zurück, ſo daß ſich der Geburtenüberſchuß leicht, auf 0,7 v. T., 
erhöhte. Die Beſſerung tritt deutlicher bei der Betrachtung der einzelnen Länder in 
Erſcheinung. In Böhmen erfolgte von 1935 zu 1936 noch ein leichter Abſtieg der 
deutſchen Geburtenziffer von 13,5 auf 13,3, die Sterbeziffer ging aber von 13,3 auf 12,9 
zurück, die Geburtenüberſchußziffer ſtieg infolgedeſſen von 6,2 auf 0,3. Dagegen ver- 
ſchlechterte ſich die Geburtenziffer der Tſchechen in Böhmen merklich von 14,2 auf 
13,9 v. T. Die Sterblichkeitsziffer mit 13,0 v. T. blieb die gleiche wie im Jahre 1935. 
Somit verminderte ſich die Geburtenüberſchußziffer um 0,3 von 4,2 auf 0,9 v. T. Durch 
dieſe Entwicklung hat ſich der Vorſprung der tſchechiſchen gegenüber der deutſchen 
Geburtenüberſchußziffer in Böhmen von 1,0 v. T. im Jahre 1935 bereits auf 0,6 v. T. 
im Jahre 1936 vermindert. — In Mähren⸗Schleſien ſtieg die Geburtenziffer der 
Deutſchen gering, von 14,15 auf 14,30 v. T. Der Rückgang der Sterblichkeit ſtellte ſich 
auf 0,2, von 13,5 auf 13,3 v. T. Die Geburtenüberſchußziffer verbeſſerte fih um 0,3 
von 0,7 auf 1,0 v. T. Bei den Tſchechen ſank die Geburtenziffer von 16,9 auf 16,8 v. T. 
Die Sterblichkeitsziffer nahm von 12 auf 12,2 v. T. zu, es verminderte ſich die Geburten⸗ 
überſchußziffer demnach von 4,9 auf 4,6 v. T. Der tſchechiſche Vorſprung hat ſich dadurch 
von 4,2 auf 3,6 v. T. verringert. — In der Slowakei prägt ſich die Beſſerung der 
volksbiologiſchen Lage der Deutſchen ſchärfer aus. Bei einem Anſtieg der Geburtenziffer 
von 15,6 auf 16,0 v. T. und einem Abſtieg der Sterbeziffer von 12,2 auf 14,6 v. T. ergab 
ſich die beträchtliche Erhöhung der Geburtenüberſchußziffer von 3,4 auf 4,4 v. T. Der 
Beſſerung der natürlichen Bevölkerungsbewegung der Deutſchen ſtand ein leichter Rück⸗ 
gang der ſlowakiſchen Geburtenziffer von 24,3 auf 24,0 bei einem beinahe gleich großen 
Rückgang der Sterblichkeitsziffer von 14,15 auf 13,9 v. T. gegenüber. Die Ueberfchuß- 
ziffer der Slowaken verminderte ſich gering, von 10,2 auf 10,1 v. T. Infolge dieſer 
Entwicklung ift der Vorſprung der flowakiſchen Geburtenüberſchußziffer gegenüber der 
deutſchen Ziffer von 6,8 auf 5,7 v. T. zurückgegangen. Im Gegenſatz zu den Deutſchen 
verzeichnete die ungariſche Volksgruppe eine Verſchlechterung der Geburtenlage. Die 
ungariſche Geburtenziffer ſank von 22,3 auf 21,0 v. T., die Sterbeziffer nur von 15,2 
auf 14,4 v. T., fo daß die ungariſche Geburtenüberſchußziffer von 7,1 auf 6,6 v. T. 
zurückging. Der ungariſche Vorſprung in der Geburtenüberſchußziffer gegenüber den 
Deutſchen verringerte fih damit von 3,7 auf 2,2 v. T. — Auch in Kar pathoruß⸗ 
land machte ſich eine deutliche Beſſerung der volksbiologiſchen Entwicklung der Deutſchen 
bemerkbar. Gegenüber 363 Geburten im Jahre 1935 wurden 365 Geburten im Jahre 
1936 verzeichnet. Die Sterblichkeitsziffer ging von 12,0 auf 10,7 zurück, die Geburten⸗ 
überſchußziffer ſtieg beträchtlich, von 12,7 auf 13,8 v. T. Im Gegenſatz hierzu haben die 
Ukrainer einen Rückgang ihrer Geburtenziffer von 38,4 auf 37,0 v. T. bei einem gleich⸗ 
zeitigen Anſtieg der Sterblichkeitsziffer von 18,7 auf 20,9 v. T. erlitten, ſo daß die 
Geburtenüberſchußziffer ſehr ſtark, von 19,7 auf 16,1 v. T. abſank. Standen die Ilkrainer 
im Jahre 1935 in der Geburtenüberſchußziffer noch um 7,0 v. T. beſſer als die Deutſchen, 
fo betrug der UInterſchied 1936 nur noch 2,3 v. T. Auch die Ungarn in der Slowakei 
verzeichneten eine Verſchlechterung ihrer volksbiologiſchen Entwicklung. Die Geburten⸗ 
ziffer ſtieg zwar noch von 25,8 auf 26,2 v. T. an, erheblich ſtärker ſtieg die Sterbeziffer, 
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von 15,9 auf 17,2 v. T. Die Geburtenüberſchußziffer ging ent on 9,9 au 
9,0 v. L. zurück. Der im Jahre 1935 beftehende Vorsprung 925 Saucen 5 Set rar, 
überſchußziffer von 2,3 erhöhte fih im Jahre 1936 auf 4,8. Die nachfolgende Ueberficht 
enthält die natürlichen Bevölkerungsziffern des Deutſchen Reiches (ohne Land Oeſterreich) 
im Vergleich mit der geſamten Tſchecho⸗Slowakei (auf 1000 Einwohner): 


Lebendgeborene Geſtorbene Geburtenüberſchuß 
Jahr 8 
Deutſches Tſchecho⸗] Deutſches Tſchecho⸗ Deutſches 8 
Reich Slowakei] Reich Slowakei Neige Sedo: 
1930 175 22,7 111 14,2 6 85 
1931 | 160 215 112 143 47 72 
1932 15,1 21,0 108 141 43 60 
1933 14,7 192 112 18,7 35 55 
1934 18,0 18,7 10,9 13,2 771 55 
1935 189 17,9 11,8 13,5 70 44 
1936 19,0 174 11,8 133 72 41 
1987 188 172 11,7 138 71 39 


Seit 1935 hat die reichsdeutſche Geburtenziffer die Geburtenziffer der Tſchecho⸗Slowakei 
überholt, die reichsdeutſchen Sterbeziffern ſind ſtändig geringer als die der Tſchecho⸗ 
Slowakei. Die reichsdeutſche Geburkenüberſchußziffer ift bereits feit 1934 höher als die 
der Tſchecho⸗Slowakei und lag im Jahre 1937 um 3,2 v. T. günſtiger als die Ziffer 
der Tſchecho⸗Slowakei. 

Ueber die Wanderungsbewegung in der Tſchecho⸗Slowakei hat Haſſinger 
fih geäußert. „Schon feit 1880“ ſagt er, „zeigte fih an der deutſchen Sprachgrenze da 
und dort ein Abbröckeln auf deutſcher Seite. Auch die tſchechiſchen Minderheiten im 
geſchloſſenen deutſchen Sprachgebiet vermehrten fih, die Deutſchen im kſchechiſchen gingen 
zurück, die deutſchen Sprachinſeln ſchmolzen zuſammen.“ Entſcheidend aber ſei hierbei 
weniger die vitale Ueberlegenheit der Tſchechen geweſen als vielmehr die Wanderungs⸗ 
bewegung, die fich einfeitig aus den tſchechiſchen ländlichen Gebieten in die induſtriellen deutſchen 
Randgebiete ergoffen habe. Der tſchechiſche Bevölkerungsſtatiſtiker Dr. Boháč führte im 
Januar 1934 in Prag aus: „Die natürliche Bevölkerungsbewegung iſt auch die Grundlage 
für die nationale Politik und iſt bei weitem folgenſchwerer als ein künſtlicher Druck. Die 
deutſchen Randgebiete des Staates ſind vorzugsweiſe Induſtriegebiete, in denen die Lebens⸗ 
bedingungen 8 der Kriſe überaus ſchwerer ſind als in den tſchechiſchen, vorwiegend 
landwirtſchaftlichen Gebieten. Dies bedeutet, daß die Widerſtandskraft des deutſchen 
Elementes ſchwindet und damit eine Vorbedingung für das Vordringen des tſchechiſchen 
Elementes in die noch deutſchen Gebiete gegeben iſt. Dazu kommt, daß das ſoziale Niveau 
der tſchechiſchen Bevölkerung noch immer unter dem der deutſchen liegt... Die Tſchechi⸗ 
ſierung erfolgt heute durch die wahrhaften Volkskräfte von unten her. .. Die not- 
wendige Reagrariſterung der deutſchen Gebiete iſt weiter als Vorbedingung für das Vor⸗ 
dringen des tſchechiſchen Elementes zu werten.“ — Mit dieſen Worten wird das der 
fudetendeutfchen Bevölkerung beſtimmte Schickſal vorgezeichnet. Ueber den wirtſchaftlichen 
Prozeß, der mit allen ſtaatlichen Machtmitteln vorwärfsgetrieben wird, will man zu einer 
weiteren Verelendung des Sudetendeutſchtums kommen, auf dieſe Weiſe den biologiſchen 
Willen unſerer Volksgenoſſen an der Wurzel treffen, um in die langſam, aber ſicher 
freiwerdenden deutſchen Plätze Tſchechen nachwandern zu laſſen. Es fehlt hier der Raum, 
Einzelheiten der Wanderungsbewegung zu erörtern. Soviel aber iſt gewiß, daß die 
Tſchechen mit allen Mitteln verſuchen, den biologiſchen Willen der Deutſchen zu treffen, 
ſei es auch, wie das an zahlreichen Einzelbeiſpielen nachgewieſen werden könnte, dadurch, 
daß fie in bereits überfüllte ſudetendeutſche Gebiete Tſchechen verpflanzen. 

Innerhalb der deutſch⸗ſlawiſchen biologiſchen Entwicklung ſtehen die Sudetendeutſchen 
in vorderſter Front. Sie haben nicht nur den Druck auszuhalten, den die Tschechen um: 
mittelbar auf den ſudetendeutſchen Lebensraum ausüben, ſondern ſind zugleich der Tendenz 
aller Slawen ausgeſetzt, die in ſtaffelförmigem Zuſammenwirken nach Weſten drängen. 
Um ſo erfreulicher ift die Entwicklung des Jahres 1936, die zeigt, daß das Deutſchkum 
der Tſchecho⸗Slowakei entſchloſſen iſt, unter allen Umſtänden den heimatlichen und volks⸗ 
deutſchen Boden vor fremdem Zugriff zu behaupten. Leider mehren fih im Augenblick 
die Anzeichen, daß die deutſche Bevölkerungsbewegung im Jahre 1937 einen geringen 
Rückſchlag erlitten hat. Darüber wird ſpäter beſonders berichtet. Dr. Heinz Rogmann. 
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Gegen den Staatskapitalismus in Polen 


Schon lange wird in Polen ein erbitterter Kampf gegen die Betätigung des Staates 
in wirtſchaftlichen Unternehmungen geführt. Gerade in den letzten Jahren ift die ſtaat⸗ 
liche Beteiligung an wirtſchaftlichen Unternehmungen aber beſonders ſtark geſtiegen, was 
ur Folge hat, daß die Abwehr aus dem Kreiſe des Privatunternehmertums an Schärfe 
ſtändig zunimmt. 

Einen intereſſanten Ueberblick über den Umfang der derzeitigen ſtaatlichen Betätigung 
in wirtſchaftlichen Unternehmungen gewinnt man aus einem kürzlich erſchienenen Buche 
„Koncern Panſtwowy w Polſce“ (Ber Staatskonzern in Polen) von Dr. Bernadzikie⸗ 
wicz, das die Tätigkeit des Staates in der Wirtſchaft in düſteren Farben ſchildert. Im⸗ 
merhin dürften die Angaben über den Umfang der Staatsbeteiligungen 
annähernde Richtigkeit haben. Der Verfaſſer behauptet, daß die Umſätze der vom Staat 
kontrollierten Unternehmungen bereits ein Fünftel der Geſamtumſätze der polniſchen 
Wirtſchaft ausmachen. 

Nach der erwähnten Studie betreibt der polniſche Staat etwa 94 v. H. aller Eiſen⸗ 
bahnlinien, 10 v. 9. der Autobuslinien, 95 v. H. der Seetonnage und das geſamte Poft:, 
Telegraphen⸗ und Rundfunkweſen. Ferner entfallen 7 0 v. H. der Hüttenproduk⸗ 
tion, 25 v. H. der geſamten Kohlenförderung, 100 v. H. der Pottaſcheproduktion, 80 
v. H. der Salzproduktion und 20 v. H. der 5890 auf ſtaatliche Unterneh⸗ 
mungen. Weitaus überwiegend im Staatsbeſitz befinden ſich die Rüſtungsinduſtrie, 
die Automobilinduſtrie und die Flugzeuginduſtrie. Auf die Staatsforſten entfällt die 
Hälfte aller Holzeinſchläge des ganzen Landes, und die ſtaatlichen Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften verzeichnen faſt 55 v. H. der geſamten Prämien- und Beitragszahlungen des pol- 
niſchen Verſicherungsgewerbes. 

Den ſtärkſten Einfluß hat der Staat auf die Schlüſſelſtellung der Wirtſchaft genom- 
men, nämlich auf den Markt für langfriſtige Kredite, die Quelle für langfriſtige In⸗ 
veſtitionsanleihen. Nach amtlichen Daten betrug die Geſamtſumme der von den Inſti⸗ 
tuten für langfriſtigen Kredit emittierten Pfandbriefe und Obligationen am 30. Sep⸗ 
tember 1937 1958,9 Mill. Zl., wovon auf die Emiffionen der Staatsbanken 1444 Mill. 
oder 56,7 v. H. entfielen. 

Noch im Jahre 1927 gab es in Polen nicht eine einzige Handelsgeſellſchaft, an welcher 
der Staat mit mehr als 67 v. H. des Grundkapitals beteiligt war. Heute ſind bereits 
57 Geſellſchaften vorhanden, die ausſchließliches Staatseigentum find. 

Beſonders intereſſant aus der Arbeit des Verfaſſers ſind die Berechnungen über die 
Höhe der ſtaatlichen Leiſtungen an die ſtaatlich kontrollierten Unternehmungen. Danach 
foll der polniſche Staat in der Zeit von 1927—4936 die Summe von A Milliarden Zl. 
in Form von Zuwendungen, nicht zurückgezahlten Darlehen, Verzicht auf Gewinnaus⸗ 
ſchüttung uſw. in dieſe Unternehmungen hineingeſteckt haben, d. i. eine Summe von jähr⸗ 
lich 432 Mill. Zloty. Zum Vergleich für die bedeutende Höhe dieſer ſtaatlichen Leiſtun⸗ 
gen wird angeführt, daß die drei Hauptſteuern (Grund-, Gewerbe⸗ und Einkommenſteuer) 
im Jahre 1935/36 438 Mill. Zl. erbracht haben. Die Folgerung lautet, daß der pol⸗ 
niſche Staat in den letzten Jahren ſoviel in ſeine Unternehmungen hineinſteckt, wie er 
durch dieſe drei Steuern einnimmt, und daß der Sejm ſomit alle drei Steuern ohne 
Schwierigkeiten aufheben könnte, wenn es keine Staatsunternehmungen gäbe. 

Dieſe Darſtellung iſt natürlich einſeitig. Es braucht nur darauf hingewieſen zu wer⸗ 
den, Ba dem polniſchen Staatsſchatz andererſeits auch bedeutende Erkräge aus feinen 
großen Unternehmungen, wie den Staatsforſten uſw., zugefloſſen ſind. Es muß natürlich 
den maßgebenden polniſchen en überlaffen bleiben, dieſe Dinge richtigzuſtellen. Daß 
die Bekämpfung des Staatskapitalismus in Polen von infereffierter polniſcher Seite 
E erfolgt, geht daraus hervor, daß die Induſtrie fidh zu dieſem Zweck maßgeb⸗ 
ichen Einfluß auf verſchiedene Preſſeorgane verſchafft hat. So finanziert die Induſtrie 
. B. die mehrmals in der Woche erſcheinende Zeitung „Depesza“, die fidh feit Jahr und 
Fag in der Hauptſache damit befchäftigt, die ungünſtigen Seiten der ſtaatlichen Einfluß⸗ 
nahme anyai polniſche Wirtſchaft Ae und die Gefahren auszumalen, denen die 
polniſche Volkswirtſchaft bei einer Fortdauer dieſer Erſcheinung entgegengeht. Aus ähn⸗ 
lichen Gründen wird auch der ſchwerinduſtrielle „Kurjer Polſki“ fortlaufend ſubventioniert. 
Dieſe Subventionen follen laut dem Wilnaer „Slowo“ um 175 000 Zl. erhöht 
werden, damit das Blatt noch ſtärker als bisher die Intereſſen der Privatinduſtrie propa- 
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gandiſtiſch vertreten kann. Weiter heißt es, daß a Initiative und mit UInterſtützung 
der gleichen Kreiſe in den letzten Jahren verſchiedene Schriften über die ſtaatliche Einfluß⸗ 
nahme auf die Induſtrie unter betonter Hervorkehrung der nachteiligen Wirkungen auf 
die Geſamtlage der Wirtſchaft erſchienen ſind. Zu dieſen zählt offenſichtlich auch die 
eingangs erwähnte Schrift. 
ir finden dieſes Moment der Abwehr ſtaatlicher Ingerenz auch in der jüngſten 

Stellungnahme der Delegiertentagung des Zentralverbandes der polniſchen Induſtrie vom 
31. Mal d. J. zur Wirtſchaftspolitik, in der es heißt: „Die politiſche Konſolidierung des 
Landes iſt die wichtigſte Aufgabe, die gegenwärtig in Polen gelöſt werden muß, und dies 
umſomehr, als auch die Frage der Landesverteidigung in dieſer Konſolidierung eine feſte 
Grundlage erhält. Vor allem iſt es notwendig, die Kontrolle und Einflußnahme (durch 
den Staat) abzugrenzen und jedem einen angemeſſenen Kreis von Selbſtändigkeit zu 
belaſſen, indem verſucht werden muß, aus der Gemeinſchaft und der Einzelperſon das 
Mapimum pofitiver Eigenſchaften herauszuholen. Der Ausbau der Induſtrialiſterung 
ift gleichbedeutend mit einer Infenfivierung der Inveſtitionstätigkeit. Richtig ift die Theſe, 
daß die Inveſtitionen der „indirekten Rentabilität“) eine ſtaatliche Domäne fein ſollen ...“ 

Wie aus der vorſtehenden Darſtellung erſichtlich iſt, ſind die Widerſtände gegen eine 
ſtaatsaktive Wirtſchaftsführung in Polen recht erheblich. In den Bemühungen um die 
Gewinnung der öffentlichen Meinung hat es die Staatsführung bisher allerdings ver⸗ 
ſäumt ſich einen ſtärkeren Einfluß auf die Preſſe des Landes zu 
ſichern. Die Zahl der Blätter, deren ſich die Regierung als Sprachrohr bedient, beſchränkt 
ſich auf wenige Warſchauer Tageszeitungen, denen zudem jede Popularität abgeht. Auf 
die ſogenannte „große Preſſe“, dieſen wichtigen Faktor der öffentlichen Meinungsbildung, 
ſucht fie — etwa im Wege finanzieller Beteiligungen uſw. — keinen unmittelbaren Ein⸗ 
fluß zu gewinnen. Dieſe ſchon im Hinblick auf verſchiedene auch dem Ausland gegenüber 
übernommene Verpflichtungen eigenartig anmutende Inaktivität auf dem Gebiete der 
Preſſebeeinfluſſung erſchwert nicht nur die Arbeit der maßgeblichen Faktoren in der enge⸗ 
ren Wirtſchaftspolitik, ſondern iſt auch eine der Grundurſachen der mangelnden Ausrich⸗ 
tung der öffentlichen Meinung auf dem breiten Sektor der Innen- und Außenpolitik. 
— en 0 
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bedeutende Kapitalanlagen erfordern, aber — zumindeſt in den erſten Jahren — ausgeſprochene Zuſchußunter⸗ 
nehmen darſtellen. 


Deutfhes Schickſal in Polen 


Deutſchenentlaſſungen am laufenden Band 


Die Ausſchließung deutſchſtämmiger Arbeiter und Angeſtellten aus den oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Betrieben wird ſyſtematiſch fortgeſetzt. In dieſen Tagen hat die Schleſiſche 
Kleinbahngeſellſchaft in Kaktowitz wiederum zwei deutſchen Angeſtellten 
ale nachdem fie bereits vor kurzem fünf Deutſche entlaffen hatte. Als die 

ekündigten eine Begründung ihrer Entlaſſung forderten, wurde ihnen von der Direktion 
mitgeteilt, daß eine „Anordnung von höherer Stelle“ vorliege. Der tatſächliche Grund iſt, 
wie in den zahlloſen anderen Fällen, daß die Angeſtellten ihre Kinder in die 
deutſche Schule ſchicken. 

Wegen der Entlaſſung von acht deutſchen Arbeitern hat der Betriebs⸗ 
rat der Florianhütte (Falvahütte) in Schwientochlowitz beſchloſſen, keinen Einſpruch zu 
erheben. Bei den Entlaſſenen handelt es ſich um deutſche Facharbeiter, die ſeit Jahr⸗ 
zehnten in der Hütte beſchäftigt waren. Insgeſamt wurden 22 Arbeiter entlaſſen, darunter 
auch ſolche, die geglaubt hatten, ſich die Arbeitsſtelle durch den Austritt aus den deulſchen 
Gewerkſchaften und durch Ummeldung ihrer Kinder in die polniſche Schule zu erhalten. 
Die Arbeiter ſind durch die antideutſche Einſtellung der Betriebsratsmitglieder jeder Mög⸗ 
lichkeit beraubt, von den ſtaatlichen Schutzmitteln Gebrauch zu machen. 

14 Arbeitern, die ſich zum Deutſchtum bekennen, iſt wiederum von der Ver⸗ 
waltung der Friedenshütte gekündigt worden. Als Entlaſſungsgrund wurde 
„Nichteignung“ angegeben. Sämtliche Entlaſſene ſind Facharbeiter, mit deren Leiſtungen 
man ſeit 20 und mehr Jahren zufrieden war. Die „Nichteignung“ zur Ausführung 
der ihnen übertragenen Arbeiten ſieht die Verwaltung des Werkes darin, daß ſie zu dieſen 
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Arbeitern als Angehörige der deutſchen Volksgruppe kein Ber: 
trauen haben könne. Die Entlaſſenen ſind durchweg Familienväter und ſchicken ihre 
Kinder in die deutſche Schule. In den letzten Monaten hat die Friedenshütte dank dem 
günſtigen Auftragseingang 500 Arbeiter neu eingeſtellt, doch iſt nicht ein einziger Ange⸗ 
höriger der deutſchen Minderheit darunter. 


Verbote von Veranſtaltungen der deutſchen Volksgruppe 


Am 15. Mai d. J. hatte, wie bereits gemeldet, die deutſche Volksgruppe in Kattowitz 
den alljährlichen „Tag der deutſchen Arbeit“, der von der Jungdeutſchen Partei mit 
einer Großkundgebung geplant war, begehen wollen. Die Großkundgebung, die von der 
Polizei genehmigt worden war, ſollte im Stadion des 1. Fußball⸗Clubs Kattowitz vor fich 
gehen. Wenige Tage vorher mußte die Kundgebung abgeblafen werden, weil der Beſitzer 
des Platzes, die Verwaltung der im ſtaatlichen Beſitz befindlichen Intereſſengemeinſchaft 
(früher Kattowitzer A. G. und Vereinigte Königs⸗ und Laura⸗Hütte), dem 1. F. C. die 
Abgabe des Stadions zu nichtſportlichen Zwecken unterſagte. Daraufhin ſah ſich die Jung⸗ 
deutſche Partei veranlaßt, die Großkundgebung auf einen ſpäteren Termin zu verſchieben. 
Es gelang ihr, in der Nähe des 1. F. C.⸗Stadions eine große eingezäunte Wieſe ausfindig 
zu machen, die für die Kundgebung geeignet erſchien. Die Jungdeutſche Partei ſetzte 
daraufhin die Feier des „Tages der Deutſchen Arbeit“ auf den kommenden Sonntag, den 
12. Juni, an. Am Donnerstag hat die Polizeidirektion Kattowitz ihre bereits 
erteilte Genehmigung zur Abhaltung der Großkundgebung zurückgezogen und die Ver⸗ 
anſtaltung „aus Gründen der öffentlichen Ruhe und Sicherheit“ verboten. Dieſes 
plötzliche Verbot der Kattowitzer Polizei hat innerhalb der deutſchen Volksgruppe in Dft- 
oberſchleſien lebhaftes Befremden ausgelöſt. Das Verbot iſt auch durch nichts gerecht⸗ 
fertigt; denn die feit dem Jahre 1936 alljährlich durchgeführten „Tage der deutſchen 
Arbeit“ ſind ſtets ohne jeden Zwiſchenfall verlaufen. Es muß leider wieder einmal feſt⸗ 
geſtellt werden, daß ſich die örtlichen Inſtanzen in Oſtoberſchleſien nicht nur über die 
deutſch⸗polniſche Minderheiten-Erklärung vom 7. November 1937, ſondern auch über die 
polniſche Staatsverfaſſung hinwegſetzen, die allen polniſchen Staatsbürgern, gleich 
welcher Volkstumszugehörigkeit, die Freiheit der kulturellen Betätigung zuſichert. 

Am Pfingſtſonntag ſollte in der deutſchen Siedlung Königsau in Kleinpolen die 
diesjährige ordentliche Jahresverſammlung des Verbandes deutſcher 
Katholiken für die Wojewodſchaft Lemberg ſtattfinden. Das Landrats⸗ 
amt in Drohobycz, das hiervon ordnungsmäßig verſtändigt wurde, verbot die Abhaltung 
der Jahresverſammlung des VdK. wie auch den Begrüßungsabend am Vortage. Seit 
42 Jahren hält der VdK. feine ordentliche, nach Geſetz und feinen behördlich beſtätigten 
Satzungen vorgeſchriebene Jahresverſammlung ab, ohne daß Anlaß zum Einſchreiten der 
Behörden gegeben war. Wie hierzu verlautet, war der Staroſt trotz telefoniſchen Anrufs 
und perſönlicher Vorſprache für den Vertreter des Deutſchen Volksrates für Kleinpolen 
nicht zu ſprechen. Dieſer wollte den Staroſten von der irrtümlichen Auffaſſung über 
Zweck und Charakter der Veranſtaltung abbringen, zumal die Delegierten zu dieſer 
Tagung zum Teil weither und ohne die hohen Koſten zu ſcheuen, in Königsau bereits ein⸗ 
getroffen waren, und den Staroſten bewegen, die Abhaltung der Veranſtaltung doch noch 
zu bewilligen. Da der VdK. der Uleberzeugung ift, daß die vom Staroſten in Drohobycz 
getroffene Maßnahme zu Unrecht erlaſſen wurde, hat er bei der Wojewodſchaft in 
Lemberg Einſpruch gegen das Verbot erhoben. 

Ein weiterer Fall behördlicher Schikanen wird aus Rybnik gemeldet. Dort plante 
der Deutſche Schulverein am Himmelsfahrtstag die Veranſtaltung eines 
Elternabends, der in der Turnhalle der deutſchen Privatfchule ſtattfinden ſollte. 
Die Veranſtaltung mußte abgeſagt werden, weil die Turnhalle für dieſen Zweck durch die 
Behörde nicht freigegeben worden iſt. 

In Emanuelfegen wiederum wurde durch Provokationen von Aufſtändiſchen 
eine Muttertagsfeier des Deutſchen Volksbundes, Bezirksvereinigung 
Kattowitz, geſtört. Vor Beginn der Feierſtunde ſtellte es ſich heraus, daß in dem neben 
dem Saal liegenden Raum eine plötzlich einberufene Verſammlung der Aufſtändiſchen 
ſtattfinden ſollte. Die Ausgeſtalter der Feier wurden ſchon bei der Ausſchmückung des 
Saales vom Wirt veranlaßt, von der Anbringung eines Spruchbandes „Frauen, ihr ſeid 
die Trägerinnen unſeres zukünftigen Lebens, ihr müßt aber auch die Bezwingerinnen 
unſerer täglichen Not fein“, abzuſehen. Die Aufſtändiſchen ſtörten die Feier durch Lärm- 
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ſzenen und frommelten mit Füßen und Fäuſten an der Saaltür. Da die Aufſtändiſchen 
verſuchten, die Tür gewaltſam zu erbrechen, mußte der Eingang durch Tiſche und Skühle 
verſperrt werden. 


Boykott von deutſchen Gewerbetreibenden 


Am Eröffnungstage der kürzlich abgehaltenen Poſener Meffe fand eine Zu 
ſammenkunft weſtpolniſcher Wirtſchaftsvertreter ſtatt, die durch die Anweſenheit des 
polniſchen Handelsminiſters Roman beſondere Bedeutung erhielt. Bei dieſer Gelegenheit 
hielt der Präſident der Poſener Handelskammer Kalamajſki eine Rede, in der er mik einer 
Reihe ſtatiſtiſcher Zahlen die Aufmerkſamkeit des Miniſters auf die „gefährliche Wirt⸗ 
ſchaftsoffenſive der Deutſchen“ in Weſtpolen hinlenkte. Er ſagte u. a., die deutſche Gefahr 
in den weſtpolniſchen Landesteilen werde gewöhnlich unterſchätzt; die eben vorgebrachten 
Ziffern follten nicht nur das Poſener Gebiet, ſondern ganz Polen intereffieren. — Bei 
dieſem Herrn Kalamajſki kaufen viele deutſche Hausfrauen ein, in deffen Geſchäft fie 
gern deutſch bedient werden, damit es auch floriere. — Wie nicht anders zu erwarten war, 
latſcht nun der „Kurjer Poznanfki“ zu den Warnungen des Kalamajffi an die Adreſſe 
der Regierung laut Beifall. So hetzt ein 1 und an einflußreicher Stelle ſtehen⸗ 
der Mann in offizieller Rede gegen die deutſche Volksgruppe in Polen in Gegenwart eines 
amtierenden Miniſters. Die „Deutſchen Nachrichten“ (Poſen) fragen: „Wäre es denkbar, 
daß der Vorſitzende der Leipziger Handelskammer vor dem Reichswirtſchaftsminiſter Funk 
ein Referat über den Anteil zehntauſender polniſcher Gewerbetreibender in Sachſen, das 
auch Grenzland iſt, hält, um anſchließend die „polniſche Gefahr“ an die Wand zu malen? 
Kann es überhaupt Polen im Reiche geben, die ſich über Arbeitsloſigkeit beklagen? 
Referiert anläßlich der Breslauer Meſſe der Handelskammerpräſidenk von Breslau 
vielleicht dem Reichsfinanzminiſter über die ſchädliche Tätigkeit der polniſchen Genoſſen⸗ 
ſchaften im deutſchen Grenzland? Sagt doch endlich, was ihr von uns wollt: Boykott! 
Das ift es!“ In Roſtarczewo gibt es eine Kolonialwarenhandlung, die 
dem Deutſchen Raſchke gehört. Seit Mitte April etwa ſtanden bis zu den letzten Tagen 
vor dieſem Geſchäft in den Mittags- und Abendſtunden zwei Polen. Will ein Vorüber⸗ 
gehender den Laden betreten, ſo wird er gefragt, ob er nicht wüßte, daß dies ein deutſches 
Geſchäft fei, und er wird aufgefordert, bei Polen zu kaufen. Dabei gibt es in Roſtarczewo 
eine ganze Reihe polniſcher Handwerker, die keine deutſche Konkurrenz haben, zu denen 
folglich alle intereſſierten Deutſchen einkaufen gehen. Während alſo der Einkauf Deutſcher 
bei Polen nach Anſicht der polniſchen Hetzapoſtel vollkommen in Ordnung iſt, iſt der 
Kauf in deutſchen Geſchäften ein Verbrechen. 


Beeinträchtigung kultureller Betätigung. 


In den letzten Tagen iſt dem deutſchen Pächter des Gaſthauſes in Poczekaj, Kreis 
Mogilno, Heinrich Gores, durch die Polizeibehörde verboten worden, während der An: 
weſenheit von Gäſten deutſche Rund funkübertragungen zu bringen. Der 
Rundfunkapparat befindet ſich nicht einmal im Lokal, ſondern in einem Nebenraum, der 
zu Wohnzwecken benutzt wird. 


In Alzen wurde zu Pfingſten an der Nordſeite der Pfarrkirche eine Gedenk⸗ 
tafel enthüllt, welche die Namen der im Kriege gegen Sowjetrüßland gefallenen Orts⸗ 
bewohner enthält. Als Stifter dieſer Tafel zeichnet der Veteranenverein von Alzen. Tat⸗ 
ſächlich wurde dieſe Anſchaffung der Gedenktafel aber nur durch Sammelgelder 
zuſtandegebracht, die zum überwiegend größten Teile von Deutſchen ſtammen, 
iſt doch die Gemeinde Alzen auch heute noch in ihrer überwiegenden Mehrzahl deutſch. 
Das Alzener Deutſchtum, das gern zur Anſchaffung der Gefallenen⸗Gedenktafel beitrug, 
erblickt es doch in ihr eine Ehrung feiner fapferften Söhne, war über die Art der Aus⸗ 
führung der Tafel ſchwer enttäuſcht. Es zeigte ſich nämlich, daß die Vornamen 
der Helden in polniſcher Sprache abgefaßt waren und daß auch bei der Auf⸗ 
führung der Familiennamen eine Ned und willkürliche Verſtümmelung vor 
ſich gegangen iſt. So wurde aus einem Sohlich ein „Zolich“, aus einem Zipſer ein 
„Eyprer“, aus einem Schafran ein „Szafran“, aus einem Schubert ein „Szubert“ 
gemacht. An der Weihe und Enthüllung der Tafel hat die deutſche Bevölkerung von 
Alzen nur ſchwachen Anteil genommen. Sie hat damit deutlich zum Ausdruck gebracht, 
daß fie in dieſer Art der Namensverſtümmelung ihrer Volkszugehörigkeit eine br iüs fe 
Verletzung ihrer nationalen Gefühle erblickt. 
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Vor kurzem fand in Sch oppinitz die Beerdigung einer 71jährigen deutſchen Frau 
aus Eichenau ſtatt, die vor ihrem Tode den Wunſch A 92 1 daß br 
Beerdigung von einem deutſchen evangeliſchen Geiſtlichen durchgeführt werde. Dem deutſch⸗ 
evangeliſchen Paſtor aus Schoppinitz, Dr. Bechtloff, der ſich zur Berfügung geſtellt hatte, 
um den letzten Wunſch der Verſtorbenen zu erfüllen, wurde von der polniſchen geiſtlichen 
Behörde die Genehmigung verweigert, die deutſche Beerdigung durchzuführen. Darauf 
wurde die deutſche Frau ohne geistliches Geleit zu Grabe getragen. 


Bedrohungen und Maßregelungen 


In Zirke in der ehemaligen Provinz Poſen wurde in den letzten Tagen die deutſche 
Inhaberin eines Kolonialwarengeſchäfts und ihre beiden Töchter von zwei Polen in 
berausfordernder Weiſe zur Rede geſtellt, weil auf der Innentür des Ladens noch das 
deuffche Wort „Fernſprecher“ zu leſen ift. Nach kurzem Wortwechſel gab einer der beiden 
Polen der jüngeren Tochter, die ſich ſchützend vor ihre Mutter ſtellte, Fauſtſchläge ins 
Geſicht, fo daß fie blutend zu Boden ſtürzte. Die zur Hilfe gerufene Polizei ftellte die 
Perſonalien des Täters feſt. 

Am 10. Juni wurde der vom Vorläufigen Kirchenrat ſeines Amtes enthobene frühere 
deutſche Paftor der evangeliſchen Gemeinde Schwientochlowitz (Dftoberjchlefien), Koderich, 
aus feiner Wohnung im Pfarrhaus zwangsweiſe ausgeſiedelt. Dieſe 
Zwangsmaßnahme gegenüber dem deutſchen Pastor durch einen Kirchenrat, der das Ver⸗ 
tranen der Mehrheit der evangeliſchen Chriften nicht beſitzt, zeigt, daß die polniſche Seite 
entſchloſſen ift, im Kampf um die Poloniſierung der evangeliſchen Kirche Oſtoberſchleſiens 
alle Mittel einzuſetzen. 

Das Bezirksgericht in Gdingen hat fünf im Seekreis wohnhafte Angehörige der 
deutſchen Volksgruppe zu mehrmonatigen Gefängnisſtrafen verurteilt, 
weil ſie — wie die polniſche Preſſe mitteilt — ihrer Freude über die Heimkehr der öſter— 
reichiſchen Oſtmark zum Reich Ausdruck gegeben haben. 


Kampf um deutſche Schulen 


Vor kurzem hat die Deutſche Volksvertretung für Wolhynien 
durch den deutſchen Paftor Dekan Kleindienſt eine Eingabe an den 
polniſchen Kultusminiſter gerichtet. Aus dieſer Denkſchrift geht wieder 
einmal klar hervor, wie ſyſtematiſch die polniſchen Schulbehörden trotz Verfaſſung 
und Minderheitenerklärung die Liquidierung des deutſchen Schulweſens fortbetreiben. 
Im letzten Jahrfünft hat das Deutſchtum allein in Wolhynien nicht weniger als 
53 Schulen verloren. Im laufenden Jahr ergingen Schließungsbefehle für 
weitere 5 Schulen. Durch diefe Maßnahmen ift es ſoweit gekommen, daß 
von den 7 500 ſchulpflichtigen Kindern der 60 000 Wolhynien⸗Deutſchen 5 800 Kinder 
keinen oder nur einen ſehr mangelhaften Unterricht in ihrer Mutterſprache erhalten 
Die Eingabe der Deutſchen Volksvertretung ſtellt einen Appell an die pol: 
niſche Regierung dar, die jüngſten Entſcheidungen des Schulkuratoriums für 
Wolhynien rückgängig zu machen, die mit den Grundſätzen der Minderheiten⸗Erklärung 
in kraſſem Widerſpruch ſtehen. Die vom Paftor D. Kleindienſt unterzeichnete Denk⸗ 
ſchrift, die die ſchwere Sorge des Wolhynien⸗Deutſchtums um die Erhaltung feiner 
Schulen widerſpiegelt, hat folgenden Wortlaut: 


Seit ihrer Gründung hatten die deutſchen Kolonien in Wolhynien ihre eigenen Privat- 
ſchulen. Die Zahl der Schulen war gleich der Zahl der Kolonien. Faſt alle dieſe Schulen 
überſtanden den Weltkrieg und noch im Jahre 1932, in der Zeit des Inkrafttretens des 
neuen Geſetzes für Privatſchulen und Lehranſtalten beſaß die deutſche Bevölkerung 
Wolhyniens 80 private Volksſchulen; doch von dieſer Zahl konnten ſich nur 29 weiter 
erhalten. Im Jahre 1937 verkleinerte das Schulkuratorium für das Gebiet Wolhynien 
dieſe Zahl noch um zwei Schulen und zwar durch die Schließung der privaten Volksſchule 
in Gliniſzeze, Gemeinde Rozyſzeze, Kreis Luck, und der privaten Volksſchule in 
Stary-Zapuſt, Gemeinde Rozyfzeze, Kreis Luck. 
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In diefem Jahre fandte das Kuratorium an die Pfarrämter, den Konzeſſtonären der 
einzelnen Privatſchulen die Benachrichtigung, daß es die Schulen zu ſchließen 
beabſichtige. 

Die Erklärungen, die die Konzeſſionäre vorlegten, wurden nicht berückſichtigt. Die 
Schließung wurde verwirklicht, und zwar in dieſem Jahr in folgenden Fällen: 4. die 
private Volksſchule in Cezaryn, Gemeinde Poddebce, Kreis Luck, 2. die private 
Volksſchule in Józefin, Gemeinde Czaruköw, Kreis Luck, 3. die private Volksſchule in 
Dabrowa, Gemeinde Kiſtelin, Kreis Horochöw, 4. die private Volksſchule in Luck, 
2 i prioate Volksſchule in Nowo-Rakowſzezyzuna, Gemeinde Torczyn, 

reis Luck. 


Die Gründe, die das Kuratorium angab, find verſchieden: In den Fällen Józefin, 
Nowo-⸗Rakowſzezyzna führt es Bau angelegenheiten an. Cezaryn wurde wegen 
des niedrigen Unterrichtsnive aus geſchloſſen, Luck und Dabrowa wegen des Nicht⸗ 
einhaltens des Statuts. 


Wir beabſichtigen nicht, die Gründe in den einzelnen Fällen zu analyſteren, denn es 
iſt ja bekannt, daß wir Bauangelegenheiten nicht hätten, wenn das Kuratorium für 
das wolhyniſche Schulgebiet in dieſer Sache nicht ein negatives Urteil gefällt 
hätte, worauf fich die allgemeine adminiſtrative Behörde bei der Ablehnung der Beſtäkigung 
von Bauprojekten berufl. Wir können die Schulen nicht mit einem entſprechenden Lokal 
verſehen, da das Kuratorium es nicht wünſcht. Aehnlich verhalten ſich die Dinge in den 
übrigen erwähnten Fällen. 


Solange kein Programm für die Schulen mit deutſcher Unter⸗ 
richtsſprache vorliegt, wird und kann die Beurteilung des 
Unterrichtsniveaus nicht objektiv ſein, dagegen darf die 
individuelle ſubjektive Feſtſtellung des Niveaus nicht der 
Grund zur Schulſchließung ſein. 

Aus der Beurteilung des Kuratoriums, die die allgemeine adminiſtrative Behörde bei 
der Abſage der Beſtätigung von Bauprojekten anführt, geht hervor, daß das Kuratorium 
auf dem Standpunkt ſteht, daß da, wo öffentliche Volksſchulen beſtehen, es nicht nötig 
fei, eine öffentliche Privatſchule weder zu erhalten noch zu gründen. Wir wären der- 
ſelben Meinung, wenn das Kuratorium das Schulweſen ſo ausbauen würde, daß da, 
wo es eine Privatſchule für unnötig hält, die Möglichkeit gegeben wäre, daß Kinder 
deutſcher Nationalität eine öffentliche Volksſchule mit deutſcher Unterrichts- 
ſprache beſuchen könnten. 

Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Angelegenheit der Privatfchulen mit deutſcher 
Unterrichtsſprache nicht durch das Kuratorium entſchieden werden kann, ſondern 
allein durch die deutſche Bevölkerung. Es iſt Tatſache, daß von der 
allgemeinen Zahl, d. h. von 7 500 Kindern, 5 800 Kinder keinen oder nur mangelhaften 
Unterricht in der Mutterſprache genießen. Der Schulbedarf wird nicht verſchwinden, 
ſolange die 5 800 Kinder nicht die Möglichkeit haben, Unterricht in Schulen mit deutſcher 
Unkerrichtsſprache zu genießen. Aber einſtweilen gibt es für die 60 000 Einwohner 
zählende deutſche Volksgruppe in Wolhynien keine öffentlichen Schulen mit 
deutſcher Unterrichtsſprache. 

Es iſt Tatſache, daß die deutſche Bevölkerung in Wolhynien mit ihren Schulen ſehr 
verbunden iſt, da ſie viele Opfer gebracht hat und auch in Zukunft bereit iſt, dieſe Schulen 
mit eigenen Mitteln zu erhalten. Die deutſche Bevölkerung kann die Handlungs⸗ 
weiſe und die Taktik des Schulkuratoriums — das die Beſtrebungen der Bevölkerung, 
Privatſchulen zu erhalten, nicht unterſtützt — angeſichts der kataſtrophalen Lage des 
Volksſchulweſens in Wolhynien nicht verſtehen. 

Die Angelegenheit der Nichtbeſtätigung der Pläne durch die adminiſtrative 
Behörde auf Grund des negativen Urteils des Kuratoriums wurde an das Innen⸗ 
miniſterium weitergeleitet. 

Wir bitten den Herrn Miniſter höflichſt um Unterftügung unſerer Beſtrebungen bezüg⸗ 
lich der Verwirklichung der Beſtimmungen der Verfaſſung, daß jedes Kind in feiner 
Mutterſprache den Unterricht genießen foll; im beſonderen bikten wir, die Ent⸗ 
ſcheidung des Schulkuratoriums für das wolhyniſche Gebiet in den genannten Fällen 
rückgängig zu machen. A. Kleindienſt. 
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Die Goten durch Jahrhunderte die Herren zwischen Weichsel und Wolga 


Um die Zeitwende fuhren Goten zu Schiff von Südschweden, dem Götalande, in 
die Gegend von Danzig, dessen alter Name „Gotiskandza“ (Gotenende) lautete. Fast 
200 Jahre wohnten sie in Westpreußen und einem Teile Ostpreußens. Um 170 
wanderten sie weichselaufwärts, dann nach Südosten und errichteten ein gewaltiges 
Germanenreich in Südrußland. Die Grenzen dieses Reiches sind die Weichsel im 
Westen, die Ostsee im Norden, das Schwarze Meer im Süden und die mittlere und 
untere Wolga im Osten. Der größte Gotenkönig ist der in die ganze deutsche 
Heldensage eingegangene „Ermenreich“, got. Ermanarik, der 374 im Kampfe 
mit dem asiatischen Reitervolk der Hunnen starb. 

Er war Herr über viele Völker, die unter gotischer Herrschaft standen, u.a. auch 
über die Slawen, die damals zwischen Pripetsümpfe und Karpathen wohnten 
und in ihre Sprache gotische Worte übernahmen. Nach anfänglicher Niederlage 

egen die Hunnen wurden die Goten bald das angesehenste Yolk in dem von 

unnischen Führern geleiteten Staatswesen zwischen Wolga und unterer Donau. 
Der Name „Attila“ ist gotisch und zeigt den beherrschenden Einfluß gotischer 
Sprache und Kultur auf die Hunnen. Attila selbst hatte eine Gotin zur Frau. 

Nach Attilas Tode waren die Goten und Gepiden Führer im Befreiungskampfe 
der Germanen. Teils zogen sie als West- und Ostgoten nach Spanien und Italien, 
teils wanderten sie durch Polen unter Mitnahme slawischer „Wanderarbeiter“ nach 
Ostdeutschland, teils blieben sie in Südrußland sitzen. Noch im 17. Jahrhundert 
wurde auf der Halbinsel Krim die gotische Sprache gebraucht. 

Die weltgeschichtliche Bedeutung der Goten besteht darin, daß sie 
1. erstmalig die Stämme und Völker des weiten Ostens im 

Gotenreich politisch zusammenschlossen; 

2. die Woge des hunnischen Ansturms auf Europa brachen; 

3. als älteste germanische Führerschicht der Slawen diesen 
die hochstehende germanische Kultur vermittelten und 
ihnen einen Adel schenkten. 


Oflland-Chronif 


„Schwarze Liften“ der polnifchen Winter- nisnahme der Bürgerſchaft ausgeſtellt. 

bie za ý Eine fatale Bloßſtellung des Organiſati⸗ 
onsausſchuſſes des polniſchen Winterhilfs⸗ 
werks. Quittungen werden ausgeſtellt, aber 


das Geld iſt nicht gebucht. 


In einer Reihe polniſcher Ortſchaften 
wurden „ſchwarze Liſten“ ſolcher Firmen 
und Einzelperſonen veröffentlicht, welche die 
im Vorjahr gezeichneten Spenden für die 
Winterhilfe trotz mehrfacher Aufforderung 
noch nicht abgeführt haben. Es werden 
noch ſchärfere Maßnahmen gegen die 


Ein Mißtrauensvotum gegen Grazynſki 


In der Kattowitzer Stadtverordneten⸗ 
ſitzung kam es zu heftigen Auseinander⸗ 


Widerſpenſtigen verlangt, die ſich zumeiſt in 
wohlhabenderen Kreiſen befinden ſollen. Es 
iſt bezeichnend, daß ſich gerade das Organ 
der polniſchen Schwerinduſtrie „Kurjer 
Polſki“ unter den Kritikern der Veröffent⸗ 
lichung von „ſchwarzen Liſten“ befindet. 
Es durfte allerdings nicht dazu kommen, daß 
das Vertrauen in dieſe Aktion als ſolche 
erſchüttert wird. So hat z. B. ein Droge⸗ 
riebeſitzer in Siemianowitz, der ſeine Spende 
pünktlich entrichtete, aber trotzdem öffent⸗ 
lich an den Pranger geſtellt wurde, den 
Spieß umgedreht und in den 
Schaufenſtern feines Ladens die Quittun⸗ 
gen über die geleiſteten Spenden zur Kennt- 


ſetzungen wegen Umbenennung einer Straße 
in „Dr. Grazynſki⸗Straße“. Der Antrag 
ging vom Vorſitzenden des Aufſtändiſchen⸗ 
verbandes Kornke aus, der behauptete, 
daß ſich der Wojewode Grazynſki große 
Verdienſte um die ſchleſiſche Sache erwor⸗ 
ben habe. Schon die Tatſache, daß der 
Wojewode, trotzdem er kein Dber- 
ſchleſier ſei, als einer der erſten zur 
Waffe gegriffen habe, um für die Zutei⸗ 
lung Oberſchleſiens an Polen zu kämpfen, 
ſei der beſte Beweis dafür, daß ſein Name 
den kommenden Geſchlechtern erhalten blei- 
ben müſſe. Zu dem Antrag nahm der 
Stadtverordnete Dr. Ziolkiewicz Stellung, 
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der erklärte, daß „man den Tag nie- 
mals vor dem Abend loben dür⸗ 
fe“; er verlangte namentliche Ab⸗ 
ſtimmung. Da bei namentlicher Abſtim⸗ 
mung ein Drittel der anweſenden Stimmen 
zur Annahme notwendig iſt, aber nur 6 
Stadtverordnete für den Antrag ſtimm⸗ 
ten, fiel der Antrag durch. Der 
Stadtverordnetenvorſteher führte darauf, 
peinlich berührt, entgegen dem Antrag 
eine gewöhnliche Abſtünmung durch. Für 
die Umbenennung der Straße in „Dr. Gra⸗ 
zynſki⸗Straße“ fimmten 12 Stadtverord⸗ 
nete, 6 dagegen. Die deutſche Fraktion ent⸗ 
hielt ſich der Stimme. 


Bibelforſcher auch in Polen verboten 


Das zweite Land, daß nach Deutſchland 
die Sekte der „Ernſten Bibelforſcher“ ver⸗ 
boten hat, iſt Polen. Die polniſchen 
Verwaltungsbehörden haben nach Angabe 
des Kurjer Warſzawſki „das gefährliche 
Sektiererneſt“ in ganz Polen ausgehoben. 
In ihren Verſammlungen verletzten die 
Bibelforſcher, wie es heißt, das patrioti⸗ 
ſche Empfinden, beriefen ſich häufig auf die 
Ereigniſſe in Mexiko und Spanien 
und ließen ihre Abſicht erkennen, in Po⸗ 
len ähnliche Verhältniſſe zu 
ſchaffen. Die deſtruktive Tätigkeit der 
Sekte in Polen behandeln der polniſche 
Geiſtliche Eduard Gorſki und der Richter 
Z. Wolſki in einer Broſchüre unter dem 
Titel „Die anarchiſtiſchen Tendenzen der 
Bibelforſcher“. Richter Wolſki ſchöpfte das 
Material zu dieſer Schrift u. a. aus den 
Prozeſſen gegen die Bibelforſcher in Ra⸗ 
dom. Letzthin wurden bei einer Reviſion in 
Lodz bei den Bibelforſchern hetzeriſche Bü- 
cher und Broſchüren und in Warſchau über 
200 Schallplatten mit gottesläſternden 
Texten beſchlagnahmt. 


Die gefährliche „Pieta“ auf der deutſchen 
Plaſtikerausſtellung in Warſchau 


Die deutſche r die 
vom Inſtitut für Kunſtpropaganda in 
Warſchau veranſtaltet wurde und nach den 
dortigen Erfolgen nunmehr in Krakau zu 
ſehen iſt, hatte die klerikale Preſſe auf den 
Plan gerufen. Dieſe warf den Veranſtal⸗ 
tern nicht weniger als Heiligenläſte⸗ 
rung vor. eranlafjung dazu gaben 
zwei Werke von Georg Kolbe, „Pieta“ und 
„Verkündung“. Obwohl das Inſtitut für 
Kunſtpropaganda angeſichts der Proteſte 
der „Katholiſchen Aktion“ die Titel der bei⸗ 
den Werke ſogleich in die nichtsſagende Be: 
zeichnung „Kompoſition“ abändern ließ, 
hörten die merkwürdigen Angriffe nicht 
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auf, auch nicht, als die beiden Titel im 
Katalog ſchwarz überdruckt wurden. Man 
ſchrieb: „Die katholiſche öffentliche Mei⸗ 
nung in Polen, die um die Ehrung der Hlg. 
Jungfrau Maria immer bemüht ift, muß 
die Entfernung der beiden Skulpturen 
fordern“. Natürlich iſt dieſem unſinnigen, 
kunſtfeindlichen Anſinnen nicht ents 
ſprochen worden. 


Das Elend der polniſchen Bauern 


Die Wochenſchrift „Proſto z moſtu“ 
bringt bemerkenswerte Angaben aus dem 
Bericht des Ing. Jan Curzytka über „Die 
Lage der Bauernwirtſchaften im Jahre 
1937“. Die Angaben ſind auf Grund der 
Unterſuchung von 200 typiſchen Bauern⸗ 
wirtſchaften aus ganz Polen errechnet wor» 
den. Die Ziffern ſind erſchreckend. Im 
Laufe eines ganzen Jahres wur⸗ 
den ausgegeben 

in der Haus wirtſchaft für 


leiſch 6,62 Zl. 
ett 4,96 „ 
ackwaren 1,48 „ 
Mehl 2,15 „ 
Zucker 5,99 „ 
Salz 2,21 „ 
Küchengerät 2,08 „ 
Kohle 3,37 „ 
andere Heizmittel 6,61 „ 
Beleuchtung 2,13 „ 
Verſchiedenes 13,36 „ 50,96 Zl. 
in der privaten Wirtſchaft für 
Kleidung 32,91 Zl. 
Wäſche 7,50 „ 
Schuhe 12,89 „ 
Möbel und Gerät 6,40 „ 
Arzt und Arzneien 5,54 „ 
Bildung d. Kinder 10,11 „ 
Zeitg., Bücher, Poſt 1,61 „ 
Mitgliedsbeiträge 0,44 „ 
Tabak, Zigaretten 4,58 „ 
Reiſekoſten 3,03 „ 
Alkoh. Getränke 2,38 „ 
5 1,866 „ 
erſchiedenes 16,57 „ 105,62 Zl. 
insgeſamt 156,58 Zl. 


Dieſe 156,58 Zl. find ein Durchſchnitt. 
In vielen Fällen liegen die Verhältniſſe 
ſehr viel ſchlechter. Millionen Menſchen 
leben mithin in Polen, die täglich im 
Durchſchnitt 40 Groſchen (für eine ers 
wachſene Perſon) ausgeben. 


Konowalee⸗Trauerfeiern verboten 


Der Staroſt von Zolkiew unterſagte den 
Ukrainern die Veranſtaltung von Trauer⸗ 
gottesdienſten und anderen Trauerfeiern für 
den unlängſt ermordeten ukrainiſchen Füh⸗ 
rer Konowalec. 


Minderheiten und neue Rechtsanwalts⸗ 
Kontingente 


Am 10. Juni 1938 wurde eine Verordnung 
des polniſchen Juſtizminiſters über die 
Schließung der Advokatenliſte bis zum 
34. Dezember 1945 in 8 Bezirken veröffent⸗ 
licht. In Zukunft werden gewiſſe Kontin⸗ 
gente für die Perſonen feſtgelegt werden, 
die gar Anwaltſchaft zugelaſſen werden. 
Die Namen dieſer Perſonen werden in dem 
Amtsblatt des Juſtizminiſteriums veröffent⸗ 
licht. Die Verordnung ſteht mit dem neuen 
Geſetz über den Rechtsanwaltsſtand im Zu⸗ 
ſammenhang. Bei den Verhandlungen iſt 
von ſeiten der Minderheiten zum Ausdruck 
gebracht worden, daß die vom Juſtizminiſte⸗ 
rium feſtgeſetzten Kontingente die Minder⸗ 
heiten für die Rechtsanwaltslaufbahn voll⸗ 
ſtändig ausſchließen werden. 


Erzbiſchof gegen Raſſenſtandpunkt 

Der Erzbiſchof von Warſchau, Kardinal 
Kakowſki, hat zum Pfarrer der Warſchauer 
Johannesgemeinde den Geiſtlichen Dr. Pu⸗ 
der beſtellt, der jüdiſcher Abſtam⸗ 
mung iſt. Vertreter der polniſchen rechts⸗ 
radikalen Organiſation „Falanga“ haben 
gegen diefe Ernennung beim Erzbiſchof 
proteſtiert und einen Geiſtlichen a r i- 
ſcher Abſtammung gefordert. Kar⸗ 
dinal Kakowſki hat aber dieſen Einſpruch 
mif der Begründung zurückgewieſen, 
die katholiſche Kirche bekämpfe den Raffen: 
ſtandpunkt. 


Pleſſiſche Güter fallen an die Agrarbank 


Dem Vernehmen nach ſind in Warſchau 
Verträge zwiſchen der fürſtlichen Verwal⸗ 
tung in Pleß und der Bank Rolny abge⸗ 
ſchloſſen worden. In den Beſitz der Staat⸗ 
lichen Agrarbank gehen demnach über die 
Pachtgüter Biaſowitz, Timmendorf, Weich⸗ 
ſel, Borin, ferner die von der fürſtlichen 
Verwaltung bewirtſchafteten Güter Adel⸗ 
heidshof, Miſerau, Krier und Teile vom 
Hans Heinrich⸗Hof. Es verbleiben demnach 
dem Fürſten die Güter Kempa mit Luiſen⸗ 
hof und der Reſtbeſtand vom Hans Hein⸗ 
rich⸗Hof, Siedlitz, Smilowitz, Tichau und 


Wyrow. 


Die Ausgrabungen in Biskupin gefährdet 

Die polniſchen Ausgrabungen in Bisku⸗ 
pin ſind nach Warſchauer Preſſemeldungen 
ſehr gefährdet. Einer der Entdecker Bisku⸗ 
pins, Dr. Rajewſki, hat außerordentlich 
traurige Mitteilungen gemacht, die den 
„Expreß Poranny“ zu einem Artikel ver⸗ 
anlaſſen. Das Blatt erklärt, daß die Ar⸗ 
beiten nicht mehr fortgeführt werden könn⸗ 
ten. Die Mitglieder der Expedition müßten 
bereits ihre Sparbücher opfern und Uhren 
verſetzen, um die Löhnung der Arbeiter zu 
bezahlen. Das, was vor drei Jahren aus⸗ 
gegraben wurde, beginne unter dem Ein⸗ 
fluß von Licht und Sonne zu verfallen. Für 
die weitere Arbeit müßten regelmäßige 
Mittel aus öffentlichen Quellen zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden, damit das Werk 
nicht vergebens ſei. 


Bücher über den Oſten 


Deutſche Kunſt in der Zips. Von Oskar 

ürer und Erich Wiefe Verlag 
Rudolf M. Rohrer, Brünn-Wien-Leipzig 1938. 
272 Seiten Text mit 60 Textbildern und 480 
Abbildungen auf Tafeln. Preis 18,— RM. 
„Von der großen Kunſt der Zips wiſſen die 
Deutſchen faſt nichts. Als der eine der Ver⸗ 
faſſer im Frühjahr 1934 ins Zipſer Land kam, 
deutſches Volkstum zu ſuchen, fand er froh 
überraſcht einen Reichtum an alter Kunſt vor, 
wie binnendeutſche Gebiete ihn in dieſer Dichte 
nicht häufig aufweiſen.“ Mit dieſen Worten 
beginnt das Vorwort zu dieſem umfangreichen 
und einzigartigen Buch. Zunächſt der äußere 
Aufbau des Budes: Der 272 Seiten ums 
faſſende Textteil gliedert fih in drei Abſchnitte: 
der erſte gibt einen ſehr inſtruktiven Abriß der 
Geſchichte der Zips, der zweite enthält eine 
zuſammenfaſſende, auch für den nicht kunſt⸗ 


hiſtoriſch geſchulten Lefer intereſſante Leber- 
ſicht über die künſtleriſche Entwicklung in der 
Zips, während ſich der dritte Abſchnitt mit der 
Einzelbehandlung der Werke der Architektur, 
der Plaſtik, der Malerei, des Kunſtgewerbes 
uſw. befaßt. Der Bildteil bringt in ausgezeich⸗ 
neter Reproduktion 480 Abbildungen deutſcher 
Kunſtwerke in der Zips. Ortsnamen-, Perfo- 
nen- und Sachverzeichniſſe erleichtern die Be- 
nutzung des Werkes. Eine Kartenſkizze der 
Tſchecho⸗Slowakei mit einer Nebenkarte der 
Zips veranſchaulichen deren geopolitiſche 
Brückenſtellung zwiſchen Galizien und Ungarn. 
Dieſe Stellung iſt es geweſen, die die deutſche 
Beſiedlung der Zips verurſacht und die in Wirt⸗ 
ſchaft und Kunſt gleichermaßen weitreichende 
Ausrichtung des ſeit über 7 Jahrhunderten dort 
ſiedelnden Deutſchtums bewirkt hat. Die Zips 
gehört heute zu den ſogenannten „Rückzugs⸗ 
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gebieten“ des Deutſchtums im Oſten. Nur die 
wenigſten Deutſchen ſind ſich wohl darüber im 
Klaren, daß dieſes heute als eine ferne deutſche 
Inſel in fremdvölkiſcher Umgebung liegende, von 
Gebirgen umgebene und ſich durch Flußtäler 
nach Norden ſowohl wie nach Süden öffnende 
Land vor Jahrhunderten einmal von zwei Sei⸗ 
ten her in unmittelbarem Zuſammenhang mit 
dem geſchloſſenen deutſchen Volksboden geſtan⸗ 
den hat: auf der einen Seite reichte das ſchle⸗ 
filhe Deutſchtum über Krakau durch Weft- 
galizien hindurch, und auf der anderen Seite 
das ſüdöſtliche Deutſchtum über 0 und 
durchs Grantal bis unmittelbar an das Zipſer 
Deutſchtumsgebiet heran. Während die Ver⸗ 
bindungsſtücke nördlich der Karpathen der Po⸗ 
loniſierung und ſüdlich davon der Slowakiſierung 
verfielen, blieb die Zips, wenn auch durchſetzt 
und zernagt, als deutſche Volksinſel durch die 
Jahrhunderte bis heute erhalten. Iſt der 
deutſche Volksboden der Zips auch von ſozial 
und kulturell tieferſtehendem Volkstum unter⸗ 
wandert und von fremden Herren, die durch 
Habsburg nicht gehindert wurden, übertüncht, ſo 
trägt er doch in den Werken, die Zeugnis von 
hoher Kultur und künſtleriſchem Können ab⸗ 
legen, ſo überzeugend deutſche Züge, daß es 
felbft den, der die Leiſtungen des Deutſchtums 
in den öſtlichen Ländern zu kennen glaubt, 
immer wieder mit freudigem Stolze erfüllt. 
Die Fülle der Kunſtwerke, die das zahlenmäßig 
nie allzu ſtarke Deutſchtum der Zips vor allem 
in den Blütezeiten ſeiner Entwicklung in den 
ron den Selsnänden der Tatra überragten 
Städten und Dörfern ſeiner Heimat angehäuft 
hat, ift überraſchend. Hier haben fih die ſchöp⸗ 
feriſchen Kräfte des Deutſchtums zu Leiſtungen 
verdichtet und geſteigert, die dem Bewußtſein, 
auf vorgeſchobenem Poſten die Größe des Vol⸗ 
kes der europäiſchen Mitte gegenüber einer 
fremden Umwelt repräſentieren zu müſſen, ent 
fprungen zu fein ſcheint. Text und Bilder 
geben einen überzeugenden Einblick in den 
Reichtum der deutſchen Kunſt in der Zips. Sie 
weiſen die Verbindungen mit dem geſamtdeut⸗ 
ſchen Kunſtſchaffen nach und ſie zeigen, daß 
das Deutſchtum der Zips dabei nicht nur immer 
der nehmende, ſondern oft auch der gebende 
Teil geweſen iſt, deſſen Kunſtgedanken und 
Kunſtſchaffen befruchtend in das deutſche Mut⸗ 
terland zurückgewirkt haben. Durch das Buch 
1 und Wieſe wird N kunſt⸗ 
geſchichtliches und zugleich volksgeſchichtliches 
Neuland erſchloſſen. es a Dr. K. 

Oeſterreichs Weg durch die deutſche Ger 
ſchichte 799—1938. Von Joſef Kall- 
brunner. Verlag Ed. Hölzel, Wien 1938. 
12 Seiten. — Das Heft enthält 10 Karten, die 
die ſtändige Verbundenheit Oeſterreichs mit dem 
Deutſchen Reiche vom Ulrſprung der alten Oſt⸗ 
mark an bis zum heutigen Tage anſchaulich machen 
und zugleich die Bedeutung zeigen, die Oeſter⸗ 
reich als Bollwerk gegen den Oſten und als 
Brücke zum Oſten für das ganze Reich beſeſſen 
hat und heute in neuer Form wieder beſitzt. 
Der den einzelnen Karten beigegebene Text iſt 
auf wenige Sätze beſchränkt. Dr. K. 
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Der Schatten. Ein Eichendorff = Hörfpiel. 
Von Willibald N erlag „Der 
Oberſchleſier“, Oppeln 1938. 39 Seiten. 
Preis 1.— RM. — Das Hörſpiel ift aus 
Anlaß des 150. Geburtstags des ober ſchleſiſchen 
Dichters Joſeph von Eichendorff veröffentlicht 
worden. Das Spiel klingt aus in einem Be⸗ 
kenntnis zum Reich, das der Dichter und ſein 
Bruder erſehnen. 


Das Urteil wurde bereits pollftredt. Von 
Ilja Roſtowſkij. Verlag Bilder⸗Zeitung 
GmbH., Wien 1937. 444 Seiten mit mehreren 
graphiſchen Darſtellungen. — Dieſe Schrift, 
die in alle Weltſprachen überſetzt worden iſt, 
gibt einen Ueberblick über die Entwicklungs⸗ 
phaſen der bolſchewiſtiſchen Herrſchaft in Ruß⸗ 
land. Die ideologiſchen und Cliquenkämpfe 
innerhalb der Kommuniſtiſchen Partei, die mit 
rückſichtsloſer Brutalität auf Koſten der Bauern, 
Arbeiter und Intelligenzler ausgefochten werden, 
aber gelegentlich auch unter den Würdenträgern 
der Sowjetunion fruchtbar aufräumen, werden 
in dieſer Darſtellung behandelt. Zum Schluß 
wird der Inhalt der Schrift in einem ſchema⸗ 
tiſchen Ueberblick noch einmal ſkizziert, welche 
wirtſchafts⸗, innen⸗ und außenpolitiſchen Len- 
denzen, welche politiſchen und propagandiſtiſchen 
Theſen uſw. die einzelnen Etappen der erſten 
zwanzig Jahre der bolſchewiſtiſchen Herrſchaft, 
die Epochen des Kriegskommunismus, der 
NEP, der Rekonſtruktion und der Fünfjahres⸗ 
pläne, charakteriſieren. Auffällig ift, daß die 
Schrift mit keinem Wort die Rolle erwähnt, 
die das Judentum als Träger und Nutznießer 
der Sowjetherrſchaft ſpielt. Dr. K. 


Joſef von Eichendorff. Von Willibald 
Köhler. Heft 6 der „Schleſienbändchen“.. 
Herausgegeben von der Landesſtelle für Heimat- 
pflege in Niederſchleſien und der niederſchle⸗ 
ſiſchen Landesgruppe der Deutſchen Akademie. 
52 Seiten und 11 Bildtafeln. Flemmings Ber- 
lag, Breslau / Deutſch-Liſſa 1937. — In dem 
Bändchen wird der ſchleſiſche Dichter in feiner 
Jugend, in ſeinen Mannesjahren und im Alter 
geſchildert. Ohne tiefer in das Weſen Eichen⸗ 
dorffs, in die Urſprünge ſeiner Dichtung und 
die Wirkung ſeines Schaffens einzudringen, 
entwirft der Verfaſſer ein liebenswürdiges, 
mehr dem Menſchen, als dem Dichter gewid⸗ 


metes Bild. Dr K 
Taras Schewtſchenko. Der urkrainiſche 
Nationaldichter. Drei Vorträge. 6. Heft der 


Beiträge zur Ulkrainekunde. Verlag der Ge- 
ſellſchaft der Freunde des II krainiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Inſtituts, Berlin 1937. 71 Seiten. 
— In dieſem Buche hat Taras Schewtſchenko, 
der als Leibeigener geboren wurde und an den 
Folgen einer ſiebenjährigen Verbannung ſtarb, 
wie kein anderer das ukrainiſche Land 
und feine gefchichtliche Uleberlieferung, das 
Weſen des ukrainiſchen Volkes und feine poli- 
tiſche Sehnſucht in Dichtungen geſtaltet und 
verherrlicht. In drei Vorträgen, die aus Anlaß 
der 75. Wiederkehr feines Todestages gehalten 
wurden, haben Karl H ener, Guſtav 
Specht und Zeno Kuziela Schewtſchenko 
als den leidenden Sohn und den Erwecker eines 


unglücklichen Volkes und als den Sänger des 
Kampfes um die Freiheit der Ukraine behandelt. 
Einige Gedichte in guter deutſcher Uebertragung 
und ein paar Briefe Schewtſchenkos, die im 
Anhang beigefügt ſind, geben einen Einblick in 
das Werk und das Leben des Dichters. Dr. K. 


Erſter deutſcher Hausunterricht. Von Theo⸗ 
dor Polig., Lefen — Schreiben — Rechtſchrei⸗ 
ben. Eine Anleitung für Eltern, insbeſondere 
für auslandsdeutſche, zur Unterweiſung ihrer 
Kinder. Verlag Friedrich Brandſtetter, Leipzig 
1938. Preis AM. 3,75. — Das Buch hält, 
was es verſpricht. Es bietet in leicht verſtänd⸗ 
licher Form eine ausgezeichnete Anleitung für 
den Hausunterricht. n einer kurzen Einſtim⸗ 
mung für die Eltern wird nachdrücklich auf die 
Notwendigkeit und Möglichkeit des Hausunter⸗ 
richts hingewieſen. Für die Einführung und 
Uebung der Laute ift ein ſogen. ſynthetiſches 
Verfahren gewählt worden, das bei einigermaßen 
verſtändiger Anwendung ein klares Verſtändnis 
und eine ſichere Befeſtigung des Erlernten ge⸗ 
währleiſtet. Dabei hat es der Verfaſſer ver⸗ 
ſtanden, mit einem Mindeſtmaß von Hilfs- 
mitteln den erſten Unterricht im Leſen und 
Schreiben lebendig und anregend für das Kind 
zu geſtalten. Das Buch wird dem Standpunkt 
der neuzeitlichen Fibelmethodik, daß Luſt und 
Liebe des Kindes als ſtärkſte Triebkraft des 
Lernens zu wecken und zu erhalten ſind, in ſehr 
geſchickter Weiſe gerecht und iſt durch die lebens⸗ 
volle und praktiſche Art der Darſtellung ges 
eignet, bei den Eltern ebenfalls Freude an dieſer 
Tätigkeit und damit eine ſchlummernde Unter⸗ 
richtsgabe zu wecken. Ausgehend von der ſog. 
Steinſchrift (Antiqua⸗Balkenſchrift), die allein 
als Anfangsſchrift für das Leſenlernen deutſcher 
Kinder im Auslande in Frage kommt, wird der 
Lehrgang ſorgfältig, aber nicht kleinlich mit ſtu⸗ 
fenweiſer Steigerung der Schwierigkeiten auf- 
gebaut. Dann fbreitet er zu den kleinen Druck⸗ 
buchſtaben in einfachſter Antiqua und weiterhin 
zu den großen und kleinen Sütterlin⸗Schreib⸗ 
buchſtaben in Antiqua fort, um ſchließlich die 
Fraktur⸗, Druck⸗ und Sütterlin⸗Schreibbuchſta⸗ 
ben einzuführen. Das Buch ſollte überall dort, 
wo der koſtbare IE der Inte NE trotz 
beſten Willens der Eltern deutſchen Kindern 
verloren zu gehen droht, planmäßig verbreitet 
werden. Walter Köhn. 


Baltikum. Von Kurt Gloger. Edwin 
Runge Verlag, Berlin 1938. 160 Seiten. Mit 
Kartenſkizzen und Bildtafeln. Preis 3. — RM. 
— Das Buch zerfällt in drei Hauptteile: 
1. Geſchichte der baltiſchen Länder, 2. Ent⸗ 
ſtehung der Staaten England, Lettland und 
Litauen, und 3. Innen: und Außenpolitik der 
neuen Staaten. Inſofern als das Buch den 
Verſuch unternimmt, einen Ueberblick über die 
weſentlichen, hiſtoriſchen und gegenwärtigen Tat⸗ 
ſachen des Baltikums zu geben, füllt es eine 
fühlbare Lücke im deutſchen außenpolitiſchen 


Schrifttum aus. Es birgt jedoch eine Reihe 
von Mängeln. In den Einzelheiten der Dar⸗ 
ſtellung iſt es nicht immer zuverläſſig, in der 
Behandlung der gegenwärtigen Fragen der drei 
Staaten nicht immer geſchickt. Auch hätte u. a. 
die geſchichtlich führende Stellung des baltiſchen 
Deutſchtums ſtärker herausmodelliert werden 
können; z. B. erhält man von der Entwicklung 
der Verfaſſung Kurlands und Livlands kein 
verſtändliches Bud, was leicht zu Mißverſtänd⸗ 
niſſen führen kann, wo vom Verhältnis dieſer 
Gebiete zum Deutſchen Reich, zu Dänemark, 
Schweden, Polen und ſchließlich zu Rußland 
die Rede iſt. Auch die Entwicklung der Verhält⸗ 
niſſe der deutſchen (und im Falle Litauens und 
Polniſch⸗Liblands der polniſchen) Herrenſchicht 
zu der fremdvölkiſchen Unterſchicht wird nur 
bruchſtückweiſe behandelt, was für den Laien das 
Verſtändnis der Zuſammenhänge erſchwert. 
Die Geſamtdarſtellung hätte einer ſorgfältigeren 


Durcharbeitung bedurft. Dr. K. 
[on — . —᷑(— 
Zeltplätze für Autowanderer: In Oft- 


preußen werden jetzt zahlreiche Zeltplätze für 
Autowanderer eingerichtet, ſo daß die Kraft⸗ 
fahrer künftig an den ſchönſten Punkten der 
Provinz Raſtplätze für ſich und ihr Fahrzeug 
zur Verfügung haben werden. Mit 43 Zelt⸗ 
plätzen, die im Frühjahr fertig ausgebaut find, 
dürfte Oſtpreußen an der Spitze aller deutſchen 
Gaue ſtehen. Die Zeltplätze erhalten feſten 
Untergrund, geſicherte Zufahrtswege, Trink⸗ 
waſſer, Abort und ſind ſo gelegen, daß in 
nächſter 1 5 Gelegenheit zu erfriſchendem 
ade iſt. 

Reiſeverkehr ins Baltikum: Der am 
15. Mai 1938 beginnende Sommerfahrplan 
wird Berlin eine weſentliche Beſchleunigung 
des Zugverkehrs nach dem Baltikum bringen. 
Die Reiſezeit von Berlin nach Riga wird um 
rund 5 Stunden 50 Minuten, die nach Reval 
um rund 13 Stunden verkürzt. In der Gegen⸗ 
richtung wird man von Reval nach Berlin 
zweieinhalb Stunden weniger brauchen als bis⸗ 
her. Bei entſprechender Feſtſetzung der 
Dampferfahrzeiten wird die Zugbeſchleunigung 
auch eine Verkürzung der Reiſezeit von Berlin 
nach Helſinki um rund 24 Stunden und in 
umgekehrter Richtung um rund 6 Stunden zur 
Folge haben. 

Muſtergaſtſtätten in Maſuren. Der oſt⸗ 
preußiſche Kreis Angerburg hat Maßnahmen 
zur Verbeſſerung der Gaſtſtätten beſchloſſen. 
Das Kurhaus Fägerhöhe und das Hegewald⸗ 
heim bei Angerburg follen Muſtergaſtſtätten für - 
Oſtpreußen werden. Sieben weitere, beſonders 
günſtig gelegene Gaſtſtätten ſollen außerdem 
ſo erweitert und moderniſiert werden, daß ſie 
größeren Reiſegeſellſchaften als Standquartiere 
dienen können. 


Verlag Dr. Friedrich Osmer, Berlin SW 61, Lankwitzſtr. 2:8. — Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto 
Kredel, Berlin⸗ Friedenau, Juſtr. 2. — Druck: Weſttreuz⸗Druckerel Gmbh., Berlin⸗Lichtenrade, Moltteſtr. 7. — 


Verantwortlich für Anzeigen: Kurt Haupt, Fichtenau b. Berlin. — Erſcheint monatlich zweimal. Poſtbezug viertel⸗ 
jährlich RM. 0,90. Einzelnummer RM. 0,20 und AM. 0,05 Boftgebühr. — Anzeigenpreisliſte 4. — J. b. W 
Alle Zuſchriften find an den Bund Deutſcher Often, Berlin W 30, Motzſtr. 46 (Fernruf 250914) zu 
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SIANIDAU svezan: Baukonstruktionen | 


Vorstädtische Kur-Badeanstalt 
Königsberg 


Vorstädtische Langgasse 6 


Färberei 


CAILLE & LEBELT 


reinigt chemilch 
Königsberg I. Pr. 5 


Knittel &Welker 
Bauunternehmung 
Beton und Eisenbetonbau 


W. Geyssel Hoch- und Tiefbau 
Aufzüge — Königsberg i.Pr. Ruf 23384 
Förderanlagen 88 
Tel. 21420 


Königsberg, Albrechistr. 23 

— Anzahlung 

Baugeschäft 4 7 8 un 7˙⁰ 
Artur Augurski Gustav 

Maurermeister 

Hoch-, Tief- und Eisenbetonbau Ser. 


Königsberg Pr., Samlandweg 47 Allenstein: 
Fernsprecher 20441 | Zeppelinstr. 18 


Werkzeugmaschinen 
Werkzeuge 


für Eisenbearbeitung 
und Holzbearbeitung 


Knuth & Jllas, Königsberg, Steindamm1 TT 


Zentralheizungen 
Lüftungsbau 
| sanitäre Anlagen 


Heizungen 
Wasserleitungen 
Bäder usw. 


Heizungsbau Königsberg 
Walter Schwikal 


Lingen u. Co. 


Königsberg = Pr Königsberg i. Pr. 
Französische Str. 1 Unterhaberterg 28. Tel. 44308 und 44845 


